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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Rosei 


(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregie- 
rung aus der Verschärfung der religiösen Un- 
terdrückung in der Sowjetunion, die der 
Moskauer Metropolit in einem Geheimerlaß 
an die Pröbste selbst vorzunehmen gezwun- 
gen wurde, hinsichtlich des Willens der 
Sowjetunion, die übrigen Abmachungen von 
Helsinki in Zukunft einzuhalten, und wird die 
Bundesregierung diesen Punkt auch in der 
Konferenz zur Überprüfung der Erfahrungen 
mit den Vereinbarungen von Helsinki mit dem 
gebotenen Nachdruck Vorbringen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 7. September 


Die Bundesregierung hält sich grundsätzlich nicht für kompetent, 
zu Vorgängen Stellung zu nehmen, die interne Angelegenheiten 
der Kirchen betreffen. Dies gilt umso mehr, wenn es sich wie bei 
dem Ihrer Anfrage zugrunde liegenden Sachverhalt um Gescheh- 
nisse handelt, die die religiöse Praxis ausländischer Kirchen be- 
treffen. 

Dessen ungeachtet wird die Bundesregierung ihre bisher einge- 
nommene Haltung konsequent weiter vertreten und sich für die 
Wahrung und Durchsetzung der Menschenrechte und Grundfrei- 
heiten — hierzu gehört auch die freie Religionsausühung — 
nachdrücklich einsetzen. Sie betont erneut ihre Auffassung, daß 
diese Rechte in allen Teilen der Welt und ohne Unterschied der 
gesellschaftlichen und politischen Ordnung eines Staats gelten 
müssen. 

Die Teilnehmerstaaten der KSZE haben sich in Prinzip VII der 
Prinzipienerklärung der Schlußakte von Helsinki verpflichtet, 
diese Rechte und Freiheiten zu achten. Sie haben dort ausdrück- 
lich das Recht des Individiums bestätigt, seine Rechte auf diesem 
Gebiet auszuüben. Jeder Unterzeichnerstaat sollte sich daher 
darüber im klaren sein, daß sein Verhalten kritischer Maßstab 
dafür sein wird, ob die Absichtserklänmgen von Helsinki in 
Europa auch mit Leben erfüllt und sich zugunsten der einzelnen 
Menschen .auswirken werden. 

Was das KSZE-Folgetreffen in Belgrad angeht, so wird die Bun- 
desregierung ihr Vorgehen aufs engste mit den ihr befreundeten 
und verbündeten Regierungen abstimmen. Zweifellos wird auch 
der Vatikan als Mitunterzeichner der Schlußakte von Helsinki 
gerade der Frage der Religionsfreiheit in Belgrad seine beson- 
dere Aufmerksamkeit widmen. 


2. Abgeordneter Welche Informationen hat die Bundesregie- 
Sieglerschmidt rung hinsichtlich der in der letzten Zeit in 
(SPD) Presseberichten gemachten Angaben über 

Massenmorde und Massenhinrichtungen in 
Kambodscha und was hat die Bundesregierung, 
falls diese Angaben zutreffend sein sollten. 
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getan oder gedenkt sie zu unternehmen, um 
insbesondere auch durch Initiativen in inter- 
nationalen Gremien — etwa in den Vereinten 
Nationen — auf eine Beendigung dieses Zu- 
standes hinzuwirken und die Not der betrof- 
fenen Bevölkerung zu lindern? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 9. September 

Die Bundesregierung hat die Berichte über politische Morde in 
Kambodscha mit tiefer Besorgnis verfolgt. Sie hat sich u. a. in 
Gesprächen mit ihren Partnern in der Europäischen Gemein- 
schaft bemüht, den Wahrheitsgehalt der Berichte zu überprüfen. 
Es zeigte ,siich jedoch, daß auch andere westliche Regierungen 
bisher keine zuverlässigen Informationen aus erster Hand über 
die Vorgänge in Kambodscha besitzen. Dies äst vor allem auf 
die von der Regierung des Demokratischen Kampuchea betrie- 
bene Politik der Isolierung des Landes gegenüber der Außen- 
welt zurückzuführen. Auf Grund dieser Politik haben auch die 
westlichen Staaten, die inzwischen diplomatische Beziehungen 
zum Demokratischen Kampuchea auf genommen haben, keine 
Vertretung in der kambodschanischen Hauptstadt errichten kön- 
nen. Nicht einem einzigen westlichen Korrespondenten ist die 
Einreise nach Kambodscha gestattet worden. Die Bundesregie- 
rung wird jedoch weiterhin in engem Kontakt mit ihren euro- 
päischen Partnern bemüht sein, authentische Informationen über 
die Verhältnisse in Kambodscha zu erhalten. Sie wird gegebe- 
nenfalls keinen Zweifel an ihrer Haltung hierzu aufkommen 
lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Welche Auswirkungen ergeben sich bevölke- 
Baier rungs-, wirtschafts- und sozialpolitisch für die 

(CDU/CSU) Bundesrepublik Deutschland unter Berücksich- 

tigung der Tatsache, daß der Geburtenrück- 
gang in der Bundesrepublik Deutschland zwi- 
schen 1963 und 1974 mit 44 Vo weit über dem 
der übrigen europäischen Industriestaaten 
liegt, und beabsichtigt die Bundesregierung, 
durch geeignete familienpolitische Maßnahmen 
einem weiteren Geburtenrückgang entgegen- 
zuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 13. September 

Zu den Auswirkungen der derzeitigen Geburtenentwicklung auf 
die verschiedenen Bereiche hat sich die Bundesregierung mehr- 
fach anläßlich der Beantwortung parlamentarischer Anfragen ge- 
äußert; ich darf hierzu u. a. auf die Antwort meines Kollegen 
Dr. Schmude in der Fragestunde vom 23./24. April des vergange- 
nen Jahrs auf Ihre Mündlichen Fragen A. 77 und 78 der Druck- 
sache 7/3534 verweisen (vgl. Stenographischer Bericht vom 
24. April 1975, S. 11 762, 11 763). 
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Ergänzend zu diesen Ausführungen weise ich darauf hin, daß 
nach den vom Statistischen Bundesamt und vom Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung durchgeführten Bevölkerungsvoraus- 
schätzungen davon ausgegangen werden kann, daß die als 
Gesamtbelastirngsquote bezeichnete Relation zwischen Kindern 
und älteren Personen bezogen auf die erwerbsfähige Bevölkerung 
bis zum Jahr 1990 noch zurückgeht, nach einem vorübergehenden 
Anstieg in den folgenden Jahren bis zum Jahr 2030 aber einen 
Wert erreichen dürfte, der noch unter dem des Jahrs 1975 liegt. 

In dem meinem Hause zugeordneten Bundesinstitut für Bevölke- 
rungsforschung sind Untersuchungen über die tatsächlichen 
Gründe des zu erwartenden Geburtenrückgangs eingeleitet. Die 
Ergebnisse dieser und weiterer Untersuchungen werden die 
Grundlage für die von der nächsten Bundesregierung zu prüfen- 
den Maßnahmen sein. 


4. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit wird die Bundesregierung auch 
ihrerseits Anregungen durch Gesetzesinitiati- 
ven absichern, die — wie die Anregungen des 
rheinland-pfälzischen Innenministers Schwarz 
— daraufhinauslaufen, daß der Polizei der 
Gebrauch von Schußwaffen und Handgranaten 
insbesondere für die Bewältigung „vorrevolu- 
tionären Situationen" erleichtert oder generell 
gestattet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 14. September 

Der von der Ständigen Konferenz der Innenminister der Länder 
zusammen mit dem Bundesminister des Innern am 11. Juni 1976 
beschlossene Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes 
enthält keine Bestimmungen, die der Polizei den Gebrauch von 
Schußwaffen oder Handgranaten erleichtern oder generell ge- 
statten. Das Gegenteil ist der Fall. Die Anforderungen, die für 
den Waffen geh rauch nach geltendem Recht bestehen, sollen aus 
rechts staatlichen Gründen verschärft und präzisiert werden. 

Die Bundesregierung wird nach diesem Musterentwurf den Ent- 
wurf eines Bundesgesetzes über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (Arbeitstitel) erarbeiten und ihn zu gegebener Zeit den 
gesetzgebenden Körperschaften vorlegen. 


5. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesreigerung bereit, Bür- 
gerwachen oder Bürgerwehren als Ergänzung 
der Polizei — gemäß den Vorschlägen des 
rheinland-pfälzischen Innenministers Schwarz 
— zu fördern bzw. gesetzliche Regelungen für 
ihre Aufstellung vorzuschlagen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 14. September 

Mit der Übertragung polizeilicher Aufgaben auf unausgebildete, 
nebenberuflich tätige Personen würde nach Auffassung der Bun- 
desregierung der Inneren Sicherheit kein guter Dienst erwiesen. 
Die Bundesregierung würde daher ein solches Vorhaben nicht 
fördern. 
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Die Gesetzgebuingszuständigkeit auf dem Gebiet der öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung steht nach dem Grundgesetz den 
Bundesländern zu. Eine gesetzgeberische Initiative der Bundes- 
regierung zur Einführung von Bürgerwachen oder Bürgerwehren 
kommt also auch aus diesem Grund nicht in Betracht. 


6. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Aus- 
siedler immer noch größtenteils die Kosten 
der Übersetzung ihrer in polnischer (russischer, 
tschechischer usw.) Sprache abgefaßten mitge- 
brachten Urkunden — insbesondere solcher, 
die nicht unmittelbar für die Sozialversiche- 
rung oder den Lastenausgleich benötigt wer- 
den, z. B. Schulzeugnisse und dergleichen — 
selbst tragen müssen und was gedenkt die 
Bundesregierung zu veranlassen, daß dieser 
unzumutbare Zustand beseitigt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15. September 

Die Bundesverwaltungen (z. B. Arb ei ts Verwaltung) fordern von 
den Aussiedlern keine Gebühren für die Übersetzung von Urkun- 
den und Befähigungsnachweisen. Sie nehmen, soweit Überset- 
zungen vorgelegter fremdsprachiger Urkunden notwendig sind, 
diese selber vor oder lassen sie auf eigene Kosten anfertigen. 
Gegenteilige Fälle sind bisher nicht bekannt geworden. 

Bei den Behörden der Länder ist die Handhabung jedoch unter- 
schiedlich. Die Bundesregierung bemüht sich seit längerem, eine 
einheitliche Regelung innerhalb der Länder zu erreichen mit dem 
Ziele, Aussiedler grundsätzlich von übersetzungskoisten freizu- 
stellen. Das Problem ist bereits mehrfach im Eingliederungsaus- 
schuß der Arbeitsgemeinschaft der Landesflüchtlingsverwaltun- 
gen erörtert worden. Der Ausschuß strebt eine einheitliche Hand- 
habung in allen Ländern etwa auf der Basis an, wie sie das Land 
Hessen geschaffen hat: 

Mit Beschluß des hessischen Landtags vom 29. Oktober 1971 
wurde die Landesregierung ersucht, durch einen grundsätzlichen 
Erlaß alle Landes- und Kommunalbehörden sowie Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des Öffentlichen Rechts aufzufordern, 
in allen Dienststellen, wo den Aussiedlern Urkunden (Befähi- 
gungsnachweise usw.) abverlangt werden, für die Übersetzung 
— falls erforderlich — selbst zu sorgen und den Aussiedlem 
nicht die Kosten dafür aufzuerlegen. Mit Erlaß vom 10. März 1972 
wurden alle angesprochenen Stellen gebeten, von den Aussied- 
lern nach Möglichkeit nicht die Vorlage von Urkunden mit amt- 
lich beglaubigten Übersetzungen zu fordern. Sollte dies unum- 
gänglich sein, wird im Erlaß empfohlen, die Urkunden durch die 
Behörden übersetzen zu lassen bzw. die Kosten der Übersetzung 
zu übernehmen, damit den Aussiedlern keine unzumutbaren 
Aufwendungen entstehen. 

Der Eingliederung saus schuß hat die Angelegenheit zur erneuten 
Behandlung auf die Tagesordnung seiner nächsten Sitzung ge- 
setzt, die am 23. und 24. dieses Monats in Bonn stattfinden wird. 

Die Bundesregierung hofft, daß die Länder in Kürze zu der 
gewünschten einheitlichen Regelung kommen werden. 
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7. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, in welchem Umfang die französische 
Regierung Kernkraftwerke im Bereich Elsaß/ 
Lothringen geplant hat — ob z. B. als Standort 
für das zweite Atom-Kraftwerk im Elsaß die 
Rheingemeinde Gerstheim vorrangig vorge- 
sehen ist — und wie sie die umweltschädlichen 
Folgen abzuwenden gedenkt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 15. September 

Die französische Planung von Kernkraftwerken im genannten 
Gebiet umfaßt am Oberrhein folgende fünf Alternativstandorte: 

— Fessenheim — Gerstheim 

— Marckolsheim — Lauterburg 

— Sundhouse 

Einer dieser Standorte wird möglicherweise bis 1982 benötigt 
werden. Gewisse Präferenzen wurden für einen weiteren Ausbau 
am Standort Fessenheim genannt, wo bereits zwei Kernkraft- 
werksblöcke mit je 900 Megawatt elektrischer Leistung im Bau 
sind. Der Standort Gerstheim ist planungsrechtlich ausgewiesen; 
er könnte somit grundsätzlich für eine Nutzung in die engere 
Wahl gezogen werden. Eine Entscheidung ist jedoch noch nicht 
gefällt worden. 

Im Moselgebiet betreibt Frankreich die Planung eines Kernkraft- 
werks bei Sentzig. 

Wegen der Grenzlage der genannten Standorte ist die Bundes- 
regierung in hohem Maße an einer Abstimmung mit Frankreich 
über dessen Kernkraftwerksplanungen interessiert, um hierbei 
vorrangig die Schutzinteressen der deutschen Bevölkerung im 
Grenzraum zu wahren und darüber hinaus die notwendige Har- 
monisierung mit den auf deutscher Seite bestehenden Planungen 
zu gewährleisten. 

Die Bundesregierung unterhält deshalb enge nachbarschaftliche 
Kontakte mit der französischen Regierung, worüber im einzelnen 
in der Antwort der Bundesregierung vom 16. Juli 1975 auf eine 
Große Anfrage der Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundes- 
tag berichtet ist (Drucksache 7/3871). 

Die Bundesregierung zweifelt nicht daran, daß die französische 
Regierung bei den in Frankreich zu errichtenden Kernkraft- 
werken für eine Vermeidung von Umweltschädigungen und eine 
möglichst weitgehende Verhinderung von Umweltbelästigungen 
und -beeinträchtigungen Sorge trägt. 

Die französischen Behörden beachten bei der Festlegung von 
Abgaberaten für radioaktive Stoffe die ICRP- und Euratom- 
Normen, wie dies auch in der Bundesrepnblik Deutschland der 
Fall ist. Darüber hinaus besteht eine enge Zusammenarbeit in 
der deutsch-französischen Kommission für Fragen der Sicherheit 
kemtechnischer Einrichtungen. Zur Vermeidung übermäßiger 
Aufheizung des Rheins wurde anläßlich der Ministerkcmferenz 
über die Verunreinigung des Rheins am 25./26. Oktober 1972 in 
Den Haag vereinbart, daß alle künftigen Kraftwerke mit geschlos- 
senen Kühlsystemen oder gleichwertigen Systemen ausgerüstet 
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werden sollen. Hierzu ergänzend haben die dnternationalen 
Kommissionen zum Schutze des Rheins sowie zum Schutze der 
Mosel und der Saar gegen Verunreinigung umfangreiche Wärme- 
lastrechnungen unter Einbeziehung französischer Planungen 
durchgeführt. Die Ergebnisse werden gegenwärtig ausgewertet. 
Vorweg kann schon, jetzt gesagt werden, daß mit Hilfe techni- 
scher Maßnahmen nachteilige Folgen für die Gewässer weit- 
gehend vermieiden werden können. Die Bundesregierung wird 
sich dafür einsetzen, daß im Rahmen von intemationalen Rege- 
lungen der Einsatz der notwendigen technischen Mittel verbind- 
lich vereinbart wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die bekanntgewor- 
Hansen denen Fälle von Materialsammlungen über 

(SPD) Schwangerschaftsabbrüche in holländischen 

Kliniken durch deutsche Justizbehörden, durch 
die an der Abtreibung beteiligte Niederländer 
bei einer eventuellen Einreise in die Bucides- 
republik Deutschland belangt werden können, 
auf der nächsten Justizministerkonferenz von 
Bund und Ländern zur Sprache bringen und 
beabsichtigt die Bundesregierung bei den Ju- 
stizministern darauf zu dringen, daß durch ein 
solches Vorgehen der deutschen Justizbehör- 
den eine unnötige Belastung der Beziehungen 
zwischen Holländern und Deutschen verhindert 
wird und die in die Bundesrepublik Deutsch- 
land einreisenden Niederländer von einer 
Strafverfolgung geschützt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 15. September 

Der Bundesregierung liegen derzeit — abgesehen von einer kur- 
zen Pressenotiz — keine Nachrichten darüber vor, daß deutsche 
Strafverfolgungsbehörden wegen Schwang erschaftsabbrüchen an 
deutschen Frauen Ermittlungsverfahren gegen niederländische 
Ärzte eingeleitet haben. 

Die Anwendung der Grundsätze des „internationalen Strafrechts" 
(§§ 3 ff . StGB) auf die §§ 218 ff. StGB wirft eine Reihe schwieriger 
Reditsprobleme auf, die im Einzelfall der Prüfung und Entschei- 
dung durch die zum Geschäftsbereich der Bundesländer gehören- 
den Strafverfolgungsbehörden und die unabhängigen Gerichte 
bedürfen. Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, die Er- 
gebnisse dieser Prüfung vorwegzunehmen. 

Angesichts des derzeitigen Erkenntnisstandes empfiehlt es sich 
auch nicht, die mit Ihrer Anfrage zusammenhängenden Probleme 
als Tagesordnungspunkt der nächsten Justizministerkonferenz 
vorzuschlagen. Die Bundesregierung wird jedoch die Entwicklung 
der Angelegenheit sorgfältig beobachten und ihr weiteres Vor^ 
gehen an den dabei gewonnenen Erkenntnissen ausrichten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter 
Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die finanziellen 
Problem der Rentenversicherungsträger durch 
eine vorzeitige Zahlung der gestundeten Bun- 
deszuschüsse aus dem Bundeshaushalt erleich- 
tern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 9. September 


Die Rentenversicherung verfügt, wie Ihnen bekannt ist, über 
hohe Rücklagen. Außerdem verläuft die wirtschaftliche Entwick- 
lung günstig, was sich auch positiv auf die finanzielle Lage der 
Rentenversicherung auswirkt. Niemand braucht Sorge zu haben, 
daß die Renten jetzt oder in Zukunft nicht gezahlt würden. 
Es besteht auch keine Veranlassung zu Überlegungen, ob die 
gestundeten Bundeszuschüsse vorzeitig aus dem Bundeshaushalt 
gezahlt werden sollten. Die Rücklagen sind dafür bestimmt, 
Zeiten zu überbrücken, in denen die Ausgaben nicht allein aus 
den laufenden Einnahmen gedeckt werden können. Wenn die 
Rentenversicherung auf Rücklagen zurückgreifen muß und sich 
bei der Verwertung Schwierigkeiten ergeben sollten, wird der 
Bund selbstverständlich die erforderliche Hilfe leisten. 


10. Abgeordneter 
Roser 


(CDU/CSU) 


Was haben die Vertreter der Bundesregierung 
im Aufsichtsrat der Volkswagenwerk AG un- 
ternommen, um sich Gewißheit darüber zu 
verschaffen, daß das brasilianische Tochter- 
unternehmen nicht an dem von der brasiliani- 
schen Regierung als rechtswidrig bezeichneten 
Waldraubbau im Amazonasgebiet beteiligt ist, 
nachdem durch Satellilenauf nahmen im von 
der VW-Tochter erworbenen Gebiet umfang- 
reiche Brandrodungen festgestellt worden wa- 
ren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 7. September 


Wie der Vorstand der Volkswagenwerk AG mitteilte, halten sich 
die vorgenommenen Rodungen nach einem Gutachten der ober- 
sten brasilianischen Forstbehörde innerthalb der gesetzlichen 
Regelungen. Daher bestand kein Anlaß, diese Angelegenheit im 
Aufsichtsrat der Volkswagenwerk AG zu behandeln. 


11. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Wie viele Münzen werden monatlich in den 
Münzen geprägt, und zwar nach Münzarten 
aufgeteilt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 14. September 

Bundesmünzen werden auf Vorschlag der Bundesbank im Auf- 
träge des Bundesministers der Finanzen von den vier Münz- 
ämtern in München, Stuttgart, Karlsruhe und Hamburg geprägt, 
und zwar jährlich etwa eine Milliarde Stück. Die Ausprägung 
erfolgt nadi einem vom Bundesamt genehmigten Prägesdilüssel, 
der für die vier Münzämter, entsprechend der Kapazitäten, unter- 
schiedlich ist. Von dem Gesamtvolumen entfallen 

auf München 26 ®/o 

auf Stuttgart 30 Vo 

auf Karlsruhe 17,3Vo 

auf Hamburg 26,7®/o 

= lOO.OVo 


Für die Prägung der einzelnen Münzsorten werden auf Wunsch 
der Bundesbank und zur Aufrechterhaltung eines reibungslosen 
Zahlungsverkehrs Prioritäten gesetzt. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß die vier Münzämter 
Landes einrichtungen sind und zur restlosen Ausnutzung ihrer 
Leistungsfähigkeit nicht nur Bundesmünzen, sondern auch Me- 
daillen prägen und gegebenenfalls Auslandsaufträge überneh- 
men. Es ist mir aus den vorgenannten Gründen dahär nicht 
möglich, Ihre Frage, wie viele Münzen monatlich in den einzelnen 
Münzämtern geprägt werden, und zwar getrennt nach Münz- 
sorten, exakt zu beantworten. 


12. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Bringt die durch die Erhöhung der Tabaksteuer 
notwendige Umstellung bei einzelnen Finnen 
der Tabakindustrie ein Mehrbedarf an Mün- 
zen mit sich, wenn ja, bei welchen Münzen, 
und wird diesem Mehrbedarf Rechnung ge- 
tragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 14. September 

Dem Bundesminister der Finanzen, der Deutschen Bundesbank 
und dem Verband der Deutschen Zigarettenindustrie ist bekannt, 
daß bisher nur eine Firma einen monatlichen Bedarf von etwa 
1 400 000 DM 10 Pf- und etwa 350 000 DM 5 Pf-Münzen als 
Beigabe zu ihren Automatenpackungen angemeldet hat. 

Ob eine weitere Firma 50 Pf-Münzen benötigt, ist noch offen. 

Es haben Besprechungen stattgefunden mit dem Ergebnis, daß 
der zu erwartende Mehrbedarf gedeckt werden kann. 


13. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesergierung der Auffassung, daß 
die Gemeinden bei Vorliegen der in Artikel 
106 Abs. 8 GG genannten Voraussetzungen 
einen Rechtsanspruch gegenüber dem Bund auf 
Ausgleichsleistungen haben und daß über An- 
träge auf Ausgleichsleistungen alsbald ent- 
schieden werden muß? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 15. September 

Ja, denn Artikel 106 Abs. 8 des Grundgesetzes gewährt einer 
einzelnen Gemeinde oder einem einzelnen Gemeindeverband 
einen Rechtsanspruch gegen den Bund auf den erforderlichen 
Ausgleich einer Sonderbelastung, wenn und soweit die in der 
Vorschrift bezeichneten Voraussetzungen erfüllt sind. 


14. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die zuständigen Bundesmini- 
sterien längere Zeit, z. T. über zwei Jahre lang, 
Anträge auf Ausgleichsleistungen unbesdiie- 
den lassen, weil in Aussicht genommene ver- 
waltungsinterne Richtlinien bisher nicht zu- 
standegekommen sind, und wenn ja, hält die 
Bundesregierung dies für rechtlich vertretbar, 
und warum leistet der Bund nicht angemessene 
Vorauszahlungen, wie das die Innenminister 
der Länder schriftlich angeregt haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 15. September 

Anträge auf Ausgleichsleistungen nach Artikel 106 Abs. 8 des 
Grundgesetzes wurden auch in den vergangenen Jahren jeweils 
zügig bearbeitet. Lediglich die Entscheidung über Anträge auf 
Ausgleich von Grundsteuermindereinnahmen mußte bis zum 
Erlaß von Grundsätzen, die eine übereinstimmende Auslegung 
der Verfassungsvorschrift und eine einheitliche Verfahrensweise 
durch die Bundesressorts gewährleisten, zurückgestellt werden. 
Diese Grundsätze sind am 20. Juli 1976 im Ministerialblatt des 
Bundesministers der Finanzen veröffentlicht worden (MinBlFin 
1976, S. 430). Damit können auch die Anträge auf Ausgleich von 
Grundsteuermindereinnahmen zügig bearbeitet werden. 

Vorauszahlungen auf Ansprüche wegen Grundsteuerminderein- 
nahmen waren nicht möglich, weil erst nach Fertigstellung der 
Grundsätze entschieden werden konnte, ob die Anspruchsvoraus- 
setzungen erfüllt waren. In der Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Althammer, Dr. Schneider usw. laut Druck- 
sache 7/4558 hat die Bundesregierung aber erklärt, daß der Bund 
Steuerausfälle auch für die zurückliegende Zeit ersetzen werde, 
wenn und soweit die Vorausetzungen des Artikels 106 Abs. 8 
des Grundgesetzes erfüllt sind. 


15. Abgeordneter 

Dr. Kemp f 1er 

(CDU/CSU) 


Billigt die Bundesregierung das Verhalten des 
Bundesfinanzministers, ein schriftliches Ange- 
bot der Innenminister der Länder abzulehnen, 
im Verfahren zum Erlaß von Richtlinien zu 
Artikel 106 Abs. 8 GG beratend mitzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 15. September 

Richtlinien zu Artikel 106 Abs. 8 des Grundgesetzes sind ledig- 
lich Anweisungen an Bundesbehörden, durch die eine Zuständig- 
keit der Länder und Gemeinden nicht berührt wird. Eine Mit- 
wirkung von Länderbehörden wäre deshalb nicht sachgerecht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
Schmidhuber Wirkungen der energiepolitischen Maßnahmen 
(CDU/CSU} seit Beginn der Ölkrise auf die Entwicklung 

der Ertragslage der konzerngebundenen und 
der unabhängigen Unternehmen des Tank- 
stellengewerbes und welche Folgerungen zieht 
sie aus dieser Einschätzung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. September 

Die Einkommen der Unternehmen des Tankstellengewerbes set- 
zen sich zusammen aus den Provisionen der Mineralölgesell- 
schaften für den Verkauf von Kraft- und Schmierstoffen, der 
sogenannten Agenturware (ca. 50%), und den Erträgen aus dem 
sogenannten Folgemarktgeschäft, das sich wiederum zusammen- 
setzt aus Erträgen aus Dienstleistungen wie Autowäschen usw. 
und dem Verkauf von Autozubehör und anderen Artikeln. Aus- 
wirkungen der Energiepolitik auf die Einkommensentwicklung 
sind in diesem Zusammenhang allenfalls Indirekt insofern fest- 
zustellen, als z. B. Maßnahmen im nationalen und internationalen 
Bereich zur Sicherung der Ölversorgung natürlich auch den Kraft- 
stoffabsatz in der Bundesrepublik Deutschland mit einschließen. 


17. Abgeordneter 
Schmidhuber 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich nach den Informationen der 
Bundesregierung der Anteil der sogenannten 
freien Tankstellen am Umsatz von Vergaser- 
kraftstoff seit 1973 entwickelt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. September 

Eine offizielle Statistik über den Kraftstoffabsatz an den Tank- 
stellen durch die verschiedenen Marktbeteiligten gibt es nicht. 
Aus den veröffentlichten Zahlen des gesamten Vergaserkraft- 
stoff ab Satzes in der Bundesrepublik Deutschland können die 
Unternehmen ihren Anteil errechnen. Der Anteil der soge- 
nannten Unterpreistankstellen, zü denen neben den freien Tank- 
stellen vor allem auch die Supermärkte gehören, hat sich nach 
der weitgehend übereinstimmenden Schätzung der Internationa- 
len Mineralölgesellschaften und des Bundesverbandes freier 
Tankstellen wie folgt entwickelt: 

1973 22Vo bis 24 Vo 

1974 16% bis 18% 

1975 21% bis 23%. 

Für 1976 wird ein in etwa gleiches Ergebnis wie 1975 erwartet. 


18. Abgeordneter 
Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Informationen 
vor, daß Mineralölgesellschaften einen unzu- 
lässigen wirtschaftlichen Druck bei der Ge- 
staltung von Benzinlieferungs- und Tankstel- 
lenpachtverträgen ausüben? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. September 

Die Verbände des Tankstellengewerbes haben wiederholt einen 
solchen unzulässigen wirtschaftlichen Druck der Mineralölgesell- 
schaften behauptet, die Mineralölgesellschaften bestreiten dies. 
Tatsache ist, daß das Verhältnis Mineralölgesellschaften/Tank- 
stellenunternehmen durch ein starkes wirtschaftliches Machtun- 
gleichgewicht gekennzeichnet ist. Die Bundesregierung ist be- 
müht, zu einem Abbau dieses Ungleichgewichts beizutragen und 
auch sonst in geeigneten Fällen vermittelnd tätig zu sein. In 
diesem Sinne ist auch ein Finanzzuschuß des Bundeswirtschafts- 
ministeriums zugunsten der Tankstellenverbände zum Ankauf 
repräsentativen, auf der Grundlage der Buchhaltungsunterlagen 
einiger tausend Tankstellen erstellten Zahlenmaterials zu ver- 
stehen. Die Mineralölgesellschaften verfügen über vergleichbare 
Zahlen und die Tankstellenverbände werden durch den Besitz 
dieser Daten in die Lage versetzt, bei ihren Gesprächen mit den 
Mineralölgesellschaften über die wirtschaftliche Situation der 
Tankstellen mit dem gleichen Informationsstand zu argumen- 
tieren. 


19. Abgeordneter Wie wirkt sich nach Meinung der Bundesre- 

Schmidhuber gierung die in den letzen fünf Jahren einge- 

(CDU/CSU) tretene erhebliche Verminderung der Zahl der 

Tankstellen auf die Wettbewerbsverhältnisse 
auf dem Benzinmarkt außerhalb der Ver- 
brauchsschwerpunkte aus? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 13. September 

Der Strukturwandel im Tankstellengewerbe, der durch einen 
rationelleren (Selbstbedienung) und höheren Benzinabsatz je 
Tankstelle gekennzeichnet ist, hat in den letzten fünf Jahren 
ZU einer Verminderung der Anzahl der Tankstellen von 42 700 
auf 33 100 geführt. Der Schwerpunkt der Tankstellen-Schließun- 
gen lag idabei in den Ballungszentren. Sie haben sich mehr oder 
weniger gleichmäßig auf alle Marktpartner verteilt. 

Der Benzinmarkt der Bundesrepublik Deutschland ist durch einen 
funktionierenden Wettbewerb unter den Anbietern bestimmt. 
Dafür sprechen auch folgende Feststellungen: 

— Der Benzinpreis in der Bundesrepublik Deutschland bewegt 
sich im europäischen Vergleich — Steuern nicht berücksich- 
tigt — seit langem am unteren Ende der Skala. 

— • Der Abstand zwischen höchster und niedrigster Preisforde- 
rung in der Bundesrepublik Deutschland ist in den letzten 
Jahren im wesentlichen gleichgeblieben. Dies gilt für den 
Vergleich beim Bedienungstanken als auch beim Selbstbe- 
dienung stanken. Bei einem Vergleich Bedienung stanken mit 
Selbstbedienung stanken ist selbstverständlich die Mehrlei- 
stung durch die Bedienung zu berücksichtigen. 

— Der Preisabstand zwischen Verbrauchs Schwerpunkten mit 
vielfältiger Angebotsstruktur (Markengesellschaften, freie 
Tankstellen, Supermärkte usw.) und ländlichen Regionen ist 
durch den starken Pendleranteil und die Sogwirkung billiger 
Benzinanbieter, die mit größerem Preisabstand wächst, be- 
grenzt. 
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20. Abgeordneter 

Milz 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
Saudi-Arabien bzw. dessen Beauftragte ein 
größeres Paket Aktien von Daimler-Benz er- 
worben hat, wenn ja, wie beurteilt die Bundes- 
regierung diesen Vorgang in wirtschaftspoli- 
tischer Hinsicht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 15. September 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Saudi-Arabien bzw. 
dessen Beauftragte ein größeres Paket Aktien von Daimler-Benz 
erworben haben. 

Grundsätzlich gilt für Kapitalibeteiligungen an deutschen Unter- 
nehmen folgendes: Eine weltoffene Außenwirtschaftspolitik, wie 
sie von der Bundesregierung vertreten wird, schließt den freien 
Kapitalverkehr 'ein. Nur durch intensive Kapitalverflechtung 
können die Vorteile »der internationalen Arbeitsteilung genutzt 
werden und kann die deutsche Volkswirtschaft am technologi- 
schen Fortschritt partizipieren. Eine iinternationale Kapitalver- 
flechtung abzulehnen, hieße, auf Wachstumschancen zu verzich- 
ten. Internationale Kapitalverflechtungen werden somit von der 
Bundesregierung positiv beurteilt. Andererseits ist nicht zu ver- 
kennen, daß starke Kapitalzuflüase, mit denen maßgebende Be- 
teiligungen an deutschen Unternehmen erworben werden, beson- 
dere Probleme aufwerfen können. 


21. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die wirt- 
schaftlichen Beteiligungen von finanzstarken 
Drittländern bei deutschen Großunternehmen 
einer staatlichen Aufsicht zu unterwerfen oder 
in sonstiger Weise zu beobachten und gege- 
benenfalls Ab wehr m aßnahmen zu ergreifen, 
wenn deutsche Wirtschaftsinteressen durch 
Überfremdung von ausländischem Kapital ge- 
fährdet sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 15. September 

Das Außenwirtschaftsgesetz bietet schon jetzt Ermächtigungen, 
Aktienverkäufe in das Ausland von einer Genehmigung abhän- 
gig zu machen, z. B. um die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zu gewährleisten oder das Gleichgewicht der Zah- 
lungsbilanz sicherzustellen. Durch das Dritte Gesetz zur Änderung 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 29. März 1976 wird zudem 
die statistische Erfassung des Bestandes von Direktinvestitionen 
ermöglicht. Damit wird zugleich eine größere Transparenz hin- 
sichtlich des Anteils ausländischer Investitionen in der Bundes- 
repuiblik Deutschland geschaffen. 

Unabhängig davon hat die Bundesregiierung mit Vertretern der 
Industrie und der Banken Gespräche über freiwillige Maßnahmen 
der Wirtschaft geführt und außerdem mit einigen ausländischen 
Regierungen die Problematik umfangreicher und gezielter 
Aktienkäufe besprochen; sie hat dabei volles Verständnis für die 
Nützlichkeit eines kooperativen Vorgehens gefunden. 
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Für den Fall, daß dennoch weitergehende gesetzliche Maßnahmen 
notwendig werden sollten, hat die Bundesregierung freilich die 
erforderlichen Vorkehrungen getroffen, damit der Gesetzgeber 
notfalls recht kurzfristig ein stärkeres Instrument zur Abwehr 
eines unerwünschten Beteiligungserwerbs schaffen kann. Unter 
den gegenwärtigen und absehbaren Umständen hält die Bundes- 
regierung derartige Maßnahmen jedoch nicht für angebracht. 


Ist der Bundesregierung die Lage der Betriebe 
der Polstermöbelwirtschaft im oberfränkischen 
Grenzgebiet bekannt und welche Möglichkei- 
ten ergreift sie im Interesse der beschäftigten 
Arbeitnehmer, um die Lieferungen der „DDR" 
mit kopierten Polstermöbeln zu Preisen, die 
unter den heimischen Herstellungskosten lie- 
gen, zu unterbinden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 15. September 

Die Lage der Polstermöbelwirtschaft im oberfränkischen Raum 
ist der Bundesregierung bekannt. 

Ob und inwieweit Lieferungen aus der DDR zu Schädigungen 
dieses Wirtschaftszweigs führen, kann allerdings nur im Rahmen 
eines Preisprüfungsverfahrens geklärt werden. Ich habe den 
Fachverband der Bayerischen Polstermöbelindustrie auf diese 
Möglichkeit aufmerksam gemacht und das für die Durchführung 
von Pr eisprüfungs verfahren zuständige Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft angewiesen, dem Verband die erforderlichen 
Unterlagen zur Anfragstellung zuzusenden. 

Wenn durch ein Preisprüfungsverfahren festgestellt würde, daß 
für Unternehmen der oberfränkiischen Polstermöbelindustrie er- 
hebliche Schädigungen drohen oder bereits eingetreten sind, 
könnten geeignete Maßnahmen im innerdeutschen Handel ge- 
troffen werden. Ich muß allerdings in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß die Lieferungen von Polstermöbeln aus 
der DDR, deren Wert 1975 2,4Vo des Werts der Produktion im 
Bundesgebiet ausmachten, im ersten Halbjahr 1976 deutlich rück- 
läufig waren. 


22. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß ab 1980 wieder einmal neue 
elektrische Stecker eingeführt werden sollen, 
was zu Umrüstungskosten in den Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft in Höhe von 60 bis 
80 Milliarden DM führen würde, imd welche 
Kosten kommen gegebenenfalls auf die Haus- 
halte der Bundesrepublik Deutschland zu? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 15. September 


Die Internationale Elektrotechnische Kommission (lEC) — die 
Dachorganisation aller Normungsgremien auf dem Gebiet der 
Elektrotechnik — hat Mitte des Jahrs beschlossen, ein dreipoliges 
Flachstiftsystem für die internationale Vereinheitlichung der 
Steckvorrichtungen vorzuschlagen. Für dieses System stimmten 
u. a. auch die Vertreter der Volksrepublik China, Japans, der 
USA und der UdSSR. Die weiteren Verhandlungen über Einzel- 
heiten der internationalen Abstimmungs- und Normungsprozedur 
werden in der lEC nidat vor Ende 1977 abgeschlossen sein. 
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Die Beschlüsse der lEC sind zunächst unverbindlich. Sie können 
aber für uns dadurch Verbindlichkeit erlangen, daß sie in eine 
EG-Richtlinie über die Einführung einheitlicher Steck Vorrichtun- 
gen übernommen werden. In einer EG-Arbeitsgruppe, die sich 
seit längerer Zeit mit dem Problem der Steckvorrichtungen be- 
faßt, hat sich die Mehrheit der Mitgliedstaaten bereits dafür 
ausgesprochen, das weltweit anerkannte System in der EG ein- 
zuführen. Weiterführende Beschlüsse auf EG-Ebene sind erst 
nach dem endgültigen Abschluß der Beratungen in der lEC zu 
erwarten. 

Z. Z. bestehen für den Zeitpunkt der Einführung eines verein- 
heitlichen Steckersystems sowie über die Modalitäten der Um- 
stellung und die Länge der übergangsfristen keine konkreten 
Planungen. Die Kosten für die Umstellung lassen sich deshalb 
noch nicht abschätzen. Die von Ihnen — wie auch in einer Reihe 
von Veröffentlichungen — genannten Umstellungskosten in Höhe 
von 60 Milliarden DM bis 80 Milliarden DM sind nicht zu erwar- 
ten. Der genannte Betrag ergibt sich aus einer groben Abschät- 
zung des Gesamtwertes der z. Z. eingesetzten Stecker und Steck- 
dosen. Die Einführung eines neuen Systems wäre selbstverständ- 
Lich nur während einer langen übergangsfrist denkbar. Dabei 
würde bei Neubauten und Reparaturen sowie bei der Anschaf- 
fung neuer Geräte schrittweise jährlich ein gewisser Teil der 
vorhandenen Stecker ersetzt werden. Die hierbei anfallenden 
Kosten — sie sind bei dem alten und bei dem neuen System etwa 
gleich — können nicht als Umstellungskosten angesehen werden. 
Der eigentliche Mehraufwand kann sich nur aus der Notwendig- 
keit ergeben, während der Übergangsfrist z. T. mit Adaptern 
arbeiten zu müssen sowie im Einzelfall auch aus einer vorge- 
zogenen Erneuerung bestehender Anlagen. Die Höhe dieser 
Kosten läßt sich durch die Ausgestaltung der übergangsfristen 
beeinflussen. Die Bundesregierung wird deshalb bei der Festle- 
gung der Übergangsregelung darauf achten, daß die Belastungen 
für den Verbraucher so gering wie möglich gehalten werden und 
in einem angemessenen Verhältnis zu den erwarteten wirtschaft- 
lich-technischen Vorteilen stehen. In diesem Zusammenhang ist 
darauf hinzuweisen, daß das von der lEC vorgeschlagene System 
nicht nur zahlreiche sicherheitstechnische Vorteile hat, sondern 
daß durch die internationale Vereinheitlichung der Steckersyste- 
me auch ein wesentliches Handelshemmnis beseitigt würde. Dies 
käme sowohl den Verbrauchern als auch der Industrie zugute. 


24. Abgeordneter Trifft es zu, daß die über die DI AG im Eigen- 

Dr. Waigel tum des Bundes stehende Ludwig Löwe GmbH 

(CDU/CSU) mit Dumpingpreisen private Konkurrenten zu 

Betriebsreduzierungen zwingt und die dadurch 
entstehenden Verluste durch die Muttergesell- 
schaft ausgeglichen werden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 14. September 

Die Geschäftsführung der DIAG erklärt auf Befragen, daß ein- 
zelne Schraubentypen der Produktion der Firma Ludwig Löwe 
GmbH lOVo bis 20 Vo unter den Preisen der Konkurrenz liegen; 
bei anderen Schraubentypen sei jedoch die Gesellschaft durch 
Unterbietungen der Konkurrenz weitgehend aus dem Markt 
gedrängt worden. Die DIAG weist hierzu auf ihren von 1971 
bis 1975 kontinuierlich auf ein Viertel gesunkenen Schrauben- 
umsatz hin. 
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Inwieweit die Konkurrenzlage ursächlich für betriebsinterne 
Maßnahmen bei Wettbewerbern gewesen ist, kann von der DIAG 
nicht beurteilt werden. 

Zwischen der DIAG und der Firma Ludwig Löwe GmbH besteht 
steuerliche Organsdiaft mit Ergebnisübernahmevertrag. Infolge- 
dessen weisen die Jahresabschlüsse der Firma Ludwig Löwe 
weder Gewinn noch Verlust aus. 


25. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister für Wirt- 
schaft die Pläne für die überbetriebliche Ver- 
mögensbildung, wie sie die Koalition seit 1971 
verfolgt habe, für gescheitert erklärte, und 
wenn ja, gab er damit die Auffassung der 
Bundesregierung wieder, und warum wurden 
die vom Bundesminister für Wirtschaft jetzt 
erhobenen Forderungen nicht längst als Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung den gesetz- 
gebenden Körperschaften zugeleitet? 


Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 15. September 


Die im ersten Teil der Frage geäußerte Vermutung trifft nicht zu. 
Der Bundesminister für Wirtschaft hat sich in seiner Dokumen- 
tation Nr. 229 vom 20. August 1976 unter dem Titel „Realistische 
Vorschläge zur Fortentwicklung der Vermögenspolitik“ in der 
Frage der Pläne für eine gesetzliche überbetriebliche Vermögens- 
beteiligung vielmehr auf die Aussage der Bundesregierung im 
Jahreswirtschaftsbericht 1976 bezogen. In diesem Bericht (Druck- 
sache 7/4677) hat die Bundesregierung unter Ziffer 16 i dargelegt, 
daß eine ausgewogene und rationelle Beteiligung breiter Schich- 
ten am Zuwachs des Produktionsvermögens wegen sachlicher und 
rechtlicher Gründe auf zur Zeit nicht lösbare Schwierigkeiten 
stößt. 

Die Beratungen innerhalb der Bundesregierung über etwaige 
neue vermögenspolitische Maßnahmen sind noch nicht abge- 
schlossen. Gesetzgeberische Initiativen können erst nach Ab- 
schluß dieser Beratungen von der Bundesregierung eingeleitet 
werden. 


26. Abgeordneter 

Dr. Ehrenberg 

(SPD) 


Zu welchen Ergebnissen ist das Bundeskartell- 
amt bei der Untersuchung der von deutschen 
Automobilherstellern in den ersten Monaten 
dieses Jahres vorgenommenen Preis anheb un- 
gen gekommen, sieht es insbesondere einen 
Zusammenhang zwischen Stückkostenentwick- 
lung und Preisanhebungen? 


27. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung nach Vor- 

Dr. Ehrenberg läge der Untersuchungsergebnisse die Preis- 

(SPD) anhebungen in wettbewerbsrechtlicher und ge- 

samtwirtschaftlicher Sicht? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 16. September 

Das Bundeskartellamt hat Ende August dieses Jahrs seine Unter- 
suchungen über die Preiserhöhungen in der Automobilindustrie 
vom Frühjahr 1976 eingestellt, ohne daß es zu einer abschließen- 
den kartellrechtlichen Beurteilung dieser Preisanhebungen unter 
dem Gesichtspunkt der Mißbrauchs auf sicht über marktbeherr- 
schende Unternehmen gelangt ist Da nach § 22 des Gesetzes 
gegen Wettbewerhsbe Schränkungen die Feststellung eines Miß- 
brauchs für die Vergangenheit nicht möglich ist und die Auto- 
mobilhersteller ihre Modelle inzwischen geändert haben, war 
schon aus diesem Grund die Einstellung des Verfahrens not- 
wendig. 

Im Rahmen seiner Prüfung hat das Amt festgestellt, daß nach 
seiner Beurteilung die bessere Kapazitätsauslastung in der Auto- 
mobilindustrie zu erheblichen Stückkostensenkungen geführt 
habe und daher die Preiserhöhungen vom Frühjahr dieses Jahrs 
nicht durch entsprechende Material- und Personalkostensteige- 
rungen sowie Ausstattungsverbosserungen erforderlich geworden 
seien. Das Amt hat daher die Vermutung geäußert, daß die 
Unternehmen die erhöhten Preise nur deshalb hätten durchsetzen 
können, weil sie über einen nicht durch wirksamen Wettbewerb 
kontrollierten Pieiserhöhungsspielraum verfügten. 

Die Bundesregierung hat bereits bei der Beantwortung der Fra- 
gen der Abgeordneten Dr. Jens und Dr. Riedel-Martiny in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages am 7./8. April 1976 ihre 
Sorge über die damaligen Automobilpreiserhöhungen ausge- 
drückt und deutlich gemacht, daß sie aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht diese Preiserhöhungen vor dem Hintergrund ihrer Bemü- 
hungen um eine dauerhafte Sicherung von Stabilität, Beschäfti- 
gung und Wirtschaftswachstum beurteilt. Andererseits muß je- 
doch grundsätzlich den Unternehmen die Entscheidung über ihre 
Geschäfts- und Preispolitik überlassen bleiben. Aus diesem 
Grunde ist die Bundesregierung, ebenso wie es die Monopol- 
kommission in ihrem Gutachten zur Mißbrauchsaufsicht vom 
Februar 1975 zum Ausdruck gebracht hat, der Ansicht, daß die 
Kontrolle der Preishöhe im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht zu- 
rückhaltend gehandhabt werden muß und eine Kostenprüfung 
nur in besonders gelagerten Ausnahmefällen als ultima ratio in 
Betracht kommen kann. 


28. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung auch unter 
dem Gesichtspunkt der eigenen Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland und des freien 
Westens sowie der Gefahr der Belastung des 
Steuerzahlers durch Stundungen, Umschuldun- 
gen und des Ausbleibens der Zins- und Til- 
gungsraten für die staatsverbürgten deutschen 
Warenkredite an Ostblodcstaaten die Einseitig- 
keit der Lieferungen und die rapid wachsende 
Verschuldung dieser Staaten gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Westen 
seit vier Jahren, insbesondere seit der Schluß- 
akte von Helsinki, im Sinne der besorgten 
Äußerungen des Bundeskanzlers zu prüfen, 
oder betrachtet sie dies als Fortschritte in der 
Zusammenarbeit im Sinne der Darlegung in 
Drucksache 7/5580 zu Korb II der Konferenz 
von Helsinki? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 16. September 

Die osteuropäischen Staatshandelsländer haben sich bisher als 
gute Schuldner erwiesen. Bei bundesverbürgten Liefergeschäften 
mit diesen Staaten ist es in der Vergangenheit in keinem Falle 
zu Zahlungsverzögerungen gekommen, die eine Entschädigungs- 
pflicht ides Bundes ausgelöst hätten. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß diese Länder auch in Zukunft in der Lage sein 
werden, ihre Schulden auszugleichen. Die Tatsache, daß sie in 
großem Umfang Kredite auf den von jeder staatlichen Beein- 
flussung und Hilfestellung freien Burokapitalmärkten aufzu- 
nehmen vermochten, zeigt, daß diese Geldmärkte Vertrauen in 
die wirtschaftliche Kapazität und die Solvenz der Staatshandels- 
länder haben. 

Die eigentlichen Fragen knüpfen somit auch nicht an den erreich- 
ten Stand der Ostverschuldung an, sondern vielmehr an das 
Tempo der Kreditaufnahme seit dem Jahr 1975. 

Mittlerweile ist deutlich erkennbar, daß isich die europäischen 
Staatshandelsländer mit Nachdruck um eine Verringerung ihrer 
Defizite im Westhandel bemühen. Sie konnten gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland im 1. Halbjahr 1976 eine weit über- 
durchschnittliche Liefersteigerung von rund 30Vo erzielen. Zu- 
gleich sind diese Länder bei Einkäufen in der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich zurückhaltender geworden. Wenn diese 
Entwicklung anhält, wird es zum Abbau der Gläubigerposition 
der westlichen Kreditgeber kommen. 

Die deutschen Wirtschaftsbeziehungen mit den europäischen 
Staatshandelsländern entwickeln sich positiv auf der Grundlage 
des Prinzips des gegenseitigen Vorteils. Es besteht kein Anlaß, 
sie unter dem Aspekt der Schlußakte der Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) zu überprüfen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährungr Landwirtschaft und Forsten 


29. Abgeordneter 

Lambinus 


(SPD) 


Welche Einwirkungsmöglichkeiten sieht die 
Bundesregierung innerhalb ihres Verantwor- 
tungsbereichs, den Brotpreis stabil zu halten, 
nachdem die Brotfabrikanten unter Hinweis 
auf die anhaltende Dürre und die schlechte 
Getreideernte eine Erhöhung des Brotpreises 
angekündigt haben, und wird die Bundesre- 
gierung diese Möglichkeiten nutzen? 


30. Abgeordneter 

Lambinus 


(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung, ungerechtfertigte 
Brotpreiserhöhungen durch Importerleichterun- 
gen zu beantworten und trifft es zu, daß zwi- 
schen 1964/1965 und 1974/1975 der Weizen- 
preis um 8 V. H. gesunken und der Brotpreis 
dagegen in diesem Zeitraum um 84 v. H. ge- 
stiegen ist, der Anteil des Mehlpreises am 
Brotpreis nur bis zu 20 v. H. ausmacht und 
der Getreidepreis in den letzten 10 Jahren 
den Brotpreis somit nicht beeinflußt hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 8. September 

^ Trotz Dürreschäden und anderer Witterungseinflüsise ist die 

neue Ernte im Bundesgebiet und in der Gemeinschaft bei Brot- 
getreide so hoch, daß die mengenmäßige Versorgung mit Brot- 
getreide gesichert list. Es ist dm übrigen davon auszugehen, daß 
bei der guten Versorgungslage am Weltgetreidemarkt auch in 
diesem Wirtschaftsjahr Importe mindestens im bisherigen Um- 
fang möglich sind. Das gilt insbesondere für Weizen. Die knappe 
Eigenpraduktion hat zu Beginn des Wirtschaftsjahrs bei Getreide 
insbesondere regional zu einem Preisanstieg gegenüber der glei- 
chen Zeit des Vorjahrs geführt, zum Teil auch bedingt durch Um- 
stellungen im System der Getreidemarktordnung, auf die sich 
die Wirtschaft erst einstellen mußte. Es kann unterstellt werden, 
daß im weiteren Verlauf des Wirtschaftsjahrs regional noch über- 
zogene Preise sich abschwächen werden. 

Die Anhebung des Stützungsniveaus der Marktordnung für das 
laufende Wirtschaftsjahr kommt bei Weichweizen und Roggen 
auf der Erzeugerstufe eine Anhebung um durchschnittlich 5^/o 
gleich. Da aber die Erzeugerpreise für Getreide nur zu maximal 
20Vo am Brotpreis beteiligt sind, ist von den Agrarpreisbeschlüs- 
sen für 1976/1977 beim Brot nur eine Verteuerung um iVo zu 
erwarten, überhöhte Brotpreisanhebungen sind angesichtis der 
ausreichenden Versorgung mit Brotgetreide und unter den Be- 
dingungen des bei uns bestehenden Wettbewerbs nicht zu er- 
warten. rmporterleichterungen sind idaher nicht erforderlich und 
auch nicht vorgesehen. 

Die in der Anfrage genannte Preisentv/icklung für Weizen und 
Brot ist in den Größenordnungen zutreffend. Es kann damit fest- 
gestellt werden, daß die im genannten Zeitraum zu verzeich- 
nende Verteuerung beim Brot nicht a'uf die Entwicklung der 
Getreidepreise zurückzuführen ist. 


31. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregiening nach einem 
Dr. Schweitzer ersten Überblick die Wirksamkeit der von ihr 
(SPD) beschlossenen Maßnahmen zugunsten der 

Landwirtschaft, insbesondere in Rheinland- 
Pfalz, im Hinblick auf die durch die langan- 
haltende Trockenheit hervorgerufenen Schä- 
den? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 8. September 

Die Bundesregierung hat frühzeitig eine Vielzahl von Sofortmaß- 
nahmen ergriffen, um iden landwirtschaftlichen Betrieben in den 
von der Trockenperiode besonders betroffenen Gebieten zu hel- 
fen. Die Bundesregierung muß aber in idiesem Zusammenhang 
auch darauf hinweisen, daß für idie Beseitigung witterungsbe- 
dingter Schäden nach dem Grundgesetz grundsätzlich die Länder 
zuständig sind, so daß finanzielle Hilfen des Bundes erst dann 
einsetzen können, wenn Katastrophenschäden nationalen Aus- 
maßes entstanden sind. 

Die Hilfsmaßna'hmen des Bundes wurden den jeweils gegebenen 
Notwendigkeiten angepaßt und zuletzt mit der vom Bundes- 
kabinett am 25. August 1976 beschlossenen Bereitstellung von 
60 Millionen DM aus dem Bundeshaushalt wesentlich erweitert. 


19 



Drucksache 7/5761 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Im einzelnen wurden folgende Maßnahmen ergriffen: 


1 . Maßnahmen im Marktbereich, insbesondere zur Stabilisierung 
d.er Rindfleischmärkte 

Zur Stützung des Rindfleischmarktes hat die Bundesregierung 

— zum Teil in Zusammenarbeit mit den Organen der Europäi- 
schen Gemeinschaften — u. a. folgende Maßnahmen eingeleitet: 

— Die Stützungskäufe der Bundesanstalt für landwirtschaftliche 
Marktordnung sind unter besonderer Berücksichtigung der 
Trockengebiete verstärkt vor genommen worden. 

— Für die Zeit vom 7. Juli 1976 bis 15. September 1976 sind 
Interventionskäufe in der Bundesrepublik Deutschland auch 
bei Kuhfleisch bis zur Höhe von 5000 Tonnen zugelassen 
worden; eine Verlängerung dieser Maßnahme ist zu erwarten. 

— Ab 1. Juli 1976 können Beihilfen innerhalb der EG für die 
private Lagerhaltung von Rindfleisch bis zu einer Gesamt- 
menge von 120 OOO Tonnen gewährt werden; dabei gibt es 
keine Beschränkung mehr auf EG-zugelassene Kühlhäuser. 

— Die laufende nationale Konservierungsaktion wurde ver- 
längert und mengenmäßig aufgestockt. 

— Ab 26. Juli 1976 erfolgen wieder Interventionen auch für 
Ochsen A. 

— Mit benachbarten Mitgliedstaaten wurden Verhandlungen für 
die Beschaffung zusätzlicher Kühlräume geführt. Kühlraum- 
kapazitäten wurden in den Niederlanden belegt. 

— Die Bundesregierung hat sich mit Erfolg bemüht, eine ver- 
stärkte Exportförderung bei Rindfleisch zu erreichen. So sind 
ab 2. August 1976 die Erstattungen für lebende Rinder und 
Rindfleisch bei Ausfuhren in Drittländer um 14 v. H. erhöht 
worden. 

— Die Centrale Marketing-Gesellschaft der deutschen Agrar- 
wirtschaft mbH (CMA) hat erfolgreich flankierende Maß- 
nahmen zur Steigerung des Rindfleischabsatzes im In- und 
Ausland ergriffen. 

— Angesichts der beschränkten Lagerkapazitäten hat die Bun- 
desanstalt für landwirtschaftliche Marktordnung mit der Zer- 
legung von Rinderhintervierteln beigonnen. 


Auch im Hinblick auf die besondere Situation in Rheinland-Pfalz 
ist die Frist zur Teilnahme am Interventionsverfahren (Repar- 
tierung) vom 28. Juni 1976 auf den 30. Juli 1976 ausgedehnt 
worden. Dies führte dazu, daß sich in Rheinland-Pfalz statt bisher 
zwei Firmen zwölf Firmen am Interventionsverfahren beteiligen 
konnten. Während bis etwa Mitte Juni 1976 die Beteiligung 
von Firmen aus Rheinland-Pfalz an der Intervention relativ 
gering war, batte diese Maßnahme zur Folge, daß der Anteil der 
Tiere, die für rheinland-pfälzische Firmen zugeschlagen wurden, 
zeitweise über 10 v. H. der im gesamten Bundesgebiet zugesdila- 
genen Tiere betrug. 


Verbunden mit einer Normalisierung der Witterungs Verhältnisse 
haben die genannten Entlastungsmaßnahmen auf dem Rinder- 
sektor zu einer deutlichen Stabilisierung des Markts geführt. 
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2. Maßnahmen zur Erleichterung der Futtersituation in den be- 
troffenen Betrieben 

— Am 7. Juli 1976 hat die Bundesregierung beschlossen, 
Bundeswehr, Bundesgrenzschutz und Technisches Hilfs- 
v/erk in den von Dürre besonders betroffenen Gebieten für 
zwingende Hilfeleistungen kostenlos einzusetzen. 

In Rheinland-Pfalz war die Bundeswehr zuletzt mit ca. 1000 
Soldaten und 350 Fahrzeugen im Einsatz. Hinzu kamen 
Einsätze der amerikaniischen Streitkräfte, des Technischen 
Hilfswerks, der Bereitschaftspolizei und örtlicher Feuer- 
wehren. Die Landesregierung Rheinland-Pfalz bereitet zur 
Zeit eine Zusammenstellung der in ihrem Land durchge- 
führten Transporteinsätze vor. 

— Für Rauhfuttertransporte in die betroffenen Gebiete ge- 
währte die Deutsche Bundesbahn in der Zeit vom 7. Juli 
1976 bis 31. August 1976 eine Frachtermäßigung von 
40 V. H. Die' Kosten werden vom Bundeshaushalt über- 
übernommen. 

— Mit Schreiben vom 6. Juli 1976 hat der Bundesminister für 
Verkehr den Ländern empfohlen, Ausnahmegenehmigun- 
gen nach § 19 a des Güterkraftgesetzes großzügig zu ertei- 
len, sofern die genehmigten Transportkapazitäten des 
Straßengüterfernverkehrs zur Deckung des Futtermittel- 
bedarfs der Landwirtschaft nicht ausreicherL.Er hat darüber 
hinaus am 20. Juli 1976 die Länder gebeten, im Rahmen 
der gesetzLichen Möglichkeiten Ausnahmen vom Sonntags- 
fahrverbot und von den Fahrverboten nach der Ferien- 
reis everordnung 1976 zu gewähren. 

— Erhöhung der Verfütterungsbeihilfe für flüssige Mager- 
milch von 4 RE auf 5,5 RE pro 100 kg in Trockengebieten. 
Dies gilt für weite Teile von Rheinland-Pfalz. 

Durch diese Maßnahmen wurde die Futtersituation in den 
von der Trockenheit besonders betroffenen Betrieben wesent- 
lich verbessert. 


3. Maßnahmen mit direkten finanziellen Auswirkungen auf die 
betroffenen Betriebe 

— Mit Schreiben vom 9. Juli 1976 hat der Bundesminister 
der Finanzen vorab seine Zustimmung gegeben, daß die 
Finanzbehörden der Länder zur Vermeidung unbilliger 
Härten den betroffenen Steuerpflichtigen steuerliche Er- 
leichterungen gewähren. Hierzu zählen insibesondere die 
Stundung von fälligen Bundes- und Landessteuern ein- 
schließlich der Lastenausgleichsabgaben, die Anpassung 
von Einkommensteuervorauszahlungen an die geminderte 
Leistungsfähigkeit, der Verzicht auf Vollstreckungsmaß- 
nahmen und der Verzicht auf Säumniszuschläge. 

— Durch Schreiben vom 15. Juli 1976 hat der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen die Länder er- 
mächtigt, für landwirtschaftliche Betriebe, die infolge der 
Trockenperiode in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten 
sind, Zins- und Tilgungsleistungen für bereits gewährte 
Darlehen aus Bundesmitteln auszusetzen (Freijahr). 
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— Am 19. Juli 1976 v/urde durch einen Pressehinweis des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten auf die Möglichkeiten des 'Grundsteuererlasses unter 
bestimmten Voraussetzungen aufmerksam gemacht. 

Diese Maßnahmen bringen eine finanzielle Entlastung für die 
betroffenen Betriebe. 


4. Zinsverbilligung von Betriebsmittelkrediten für existenzge- 
fährdete land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

— Am 25. August 1976 hat das Bundeskabinett 60 Millio- 
nen DM aus dem Bundeshaushalt für weitere Hilfsmaß- 
nahmen beroitgestellt. Diese Mittel sind für die große Zahl 
der von der Trockenheit besonders stark betroffenen Be- 
triebe bestimmt, bei denen zu befürchten ist, daß sie nicht 
in der Lage sind, aus eigener Kraft den Anschluß an die 
nächste Ernte zu finden. 

Von den durch die Bundesregierung zur Verfügung ge- 
stellten Mitteln sind 45 Millionen DM zur Zinsverbilli- 
gung von Betriebsmittelkrediten und 15 Millionen DM für 
betriebsbezogene Maßnahmen in besonderen Härtefällen 
bestimmt. 

An der Zinsverbilligungsaktion beteiligen sich die Länder 
ebenfalls mit mindestens 45 Millionen DM*). Die näheren 
Einzelheiten sind zwischen Bund und Ländern im Rahmen 
einer Verwaltungsvereinbarung weitgehend vorbereitet 
und können als geregelt gelten. Einzelheiten werden den 
Landwirten nach Abschluß der Verwaltungsvereinbarung 
bekannt gemacht werden. 

Bei diesen Maßnahmen wird das Land Rheinland-Pfalz, 
entsprechend seinen umfangreichen Trockenschäden, be- 
sonders berücksichtigt. Im Rahmen der Verwaltungsver- 
einbaning sind für dieses Land 11 Millionen DM veran-. 
anschlagt. 

Ein genereller Schadensausgleich kann nicht zur Diskussion 
stehen. 

Auf der Agrarministerbesprechung am 25. August 1976 wur- 
den die vom Bund durchgeführten und neu beschlossenen 
Hilfsmaßnahmen von den Ländern übereinstimmend begrüßt. 
Gleichzeitig wurde zum Ausdruck gebracht, daß sich die bis- 
herigen Hilfen des Bundes, vor allem beim Rauhfutter trans- 
port und im Marktbereich, als sehr wirkungsvoll erwiesen 
hätten. Die gute Zusammenarbeit bei den gemeinsamen Be- 
mühungen, die Schwierigkeiten der Land- und Forstwirtschaft 
auf Grund der Trockenheit zu überwinden, wurde besonders 
herausgestellt. Dazu ist meinerseits nichts mehr hinzuzufügen, 
zumal eine weitergehende Beurteilung der beschlossenen 
Maßnahmen erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist. 

Abschließend ist noch darauf hinzuweisen, daß die Bundesregie- 
rung mit ihren Hilfen für die durch die Trockenperiode betrof- 
fenen landwirtschaftlichen Betriebe sowie durch spezielle ver- 
braucherrelevante Maßnahmen auch zu einer sicheren Versor- 
gung der Bevölkerung zu angemessenen Preisen beitragen will. 


*) Damit können insgesamt 600 Millionen DM Betriebsmittelkredite 
zinsverbilligt werden. 
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32. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Warum wurden, nachdem der Bundesregie- 
rung bereits Ende 1973 bekannt war, daß 
Reoviren in Hühnerbeständen isolierbar wa- 
ren, erst 1975 die Prüfungsrichtlinien dahin 
gehend geändert, daß nunmehr auch die Phar- 
mahersteller ihren Impfstoff gegen die Marek- 
sche Krankheit auf Reoviren überprüfen müs- 
sen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 7. September 


Der Bundesregierung ist Ende 1973 inoffiziell der von einem 
Fach Wissenschaftler geäußerte Verdacht bekanntgeworden, daß 
aus verschiedenen Impfstoffchargen eines bestimmten Herstel- 
lers ein übertragbares Agens isoliert worden sei; dieses Agens 
müsse zur Reo- Virus gruppe gezählt werden. In Untersuchungen 
der Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere in 
Tübingen, die daraufhin von der Bundesregierung veranlaßt 
worden ist, wurde ein übertragbares Agens festgestellt, das 
als Adenovirus benannt worden ist; Adenovirus hat sich nach 
den bisherigen Kenntnissen nicht als pathogen (krankmachend) 
erwiesen. Bis heute besteht in der fraglichen Angelegenheit keine 
Klarheit über die ursächlichen Zusammenhänge. Gleichwohl ist in 
einer aus mehreren Gründen notwendig gewesenen Neufassung 
der Richtlinie für die Herstellung und Prüfung von Lebendimpf- 
stoff gegen die Mareksche Krankheit der Hühner klargestellt 
worden, daß bei Prüfungen von Marek- Vakzinen auch Reovirus 
zu berücksichtigen ist. Die Abstimmung der Neufassung der 
Richtlinien, die eine besonders schwiierige Materie behandelt, 
war bereits im Herbst 1973 eingeleitet worden. 


33. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 
im Impfstoff der Behringwerke AG Adenoviren 
isolierte, die nach den seinerzeit geltenden 
Prüfungsrichtlinien feststellungspflichtig wa- 
ren, und wenn ja, welche Schritte hat die 
Bundesregierung gegen den Pharmahersteller 
unternommen, aus dessen Impfstoff die Adeno- 
viren isoliert wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 7. September 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Bunde sforschungsan- 
stalt für Viruskrankheiten der Tiere in Tübingen im Laufe des 
Jahrs 1974 Adenovirus aus einer Impfstoff Charge des genannten 
Herstellers isoliert hat; diese Untersuchungen sind seinerzeit von 
ihr selbst veranlaßt worden. Die betroffene Firma hat bereits 
um die Jahreswende 1973/1974 die Auslieferung ihres Impf- 
stoffes gegen die Mareksche Krankheit der Hühner eingestellt. 
Unabhängig von allen anderen Fragen waren schon aus diesem 
Grunde spezielle Schritte nicht zu untemehmen. 


23 



7/5761 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


34. Abgeordneter 
(CDU/CSU) 

Ey 


In welchem Umfang wurden im Kalenderjahr 
1973 und auch Anfang 1974 Meldungen gemäß 
§ 1 der Verordnung über meldepflichtige Tier- 
krankheiten vom 29. April 1970 im Hinblick 
auf das Auftreten der Marekschen Krankheit 
in der Bundesrepublik Deutschland gemacht, 
und welche Berichte haben die Kontrollbeauf- 
tragten gemäß § 9 der vorgenannten Verord- 
nung im Hinblick auf ihre Tätigkeit bei der 
Behringwerke AG übermittelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 7. September 


Nach der Verordnung über meldepflichtige Tierkrankheiten vom 
29. April 1970 sind die Krankheitsmeldungen von der zusändigen 
Stelle jeweils zum 1. April und 1. Oktober eines jeden Jahrs zu- 
sammenzustellen und dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zuzuleiten. Hiernach sind lim Bundes- 
gebiet für den Berichtszeitraum vom 1. Oktober 1972 bis zum 
31. März 1973 110 Fälle der akuten Form der Marekschen Ge- 

flügellähme, vom 1. April 1973 bis zum 30. September 1973 
21 Fälle und vom 1. Oktober 1973 bis zum 31. März 1974 
62 Fälle gemeldet worden. Die zur Mitwirkung an der staat- 
lichen Chargenprüfung von den Prüfungsinstituten bestellten 
Kontrollbeauftragten haben nach dieser Verordnung keine Mel- 
dungen abzugeben. 


35. Abgeordneter 

Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist das auswärtige Angebot bei den 
Gemüsearten, für die der Zoll ausgesetzt wor- 
den ist, und wie hoch ist das- Angebot bei den- 
jenigen Gemüsearten, für die der Zoll nicht 
ausgesetzt wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 7. September 


Der Anteil des ausländischen Angebots an der Inlandsversor- 
gung mit Gemüse läßt sich nur hinsichtlich der Marktversorgung 
quantifizieren, nicht aber hinsichtlich der Gesamtversorgung, 
weil Unterlagen über die Aufteilung der Erzeugung von Gemüse 
in Haus- und Kleingärten auf die einzelnen Gemüsearten nicht 
vorhanden sind. 

Für die Gemüsearten, bei denen Zollaussetzungen für die Zeit 
vom 25. August 1976 bis zum 30. September 1976 beschlossen 
worden sind, liegen die neuesten Angaben für das Wirtschafts- 
jahr 1975/1976 (April/März) vor. 
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Anteil des ausländischen Angebots an der linländischen Markt- 
versorgung sowie Anteil der Drittlandimporte an der Gesamt- 
einfuhr bestimmter Gemüsearten, bei denen eine Zollaussetzung 
für die Zeit vom 25. August 1976 bis zum 30. September 1976 
beschlossen wurde. 


Gemüseart 

Insgesamt 
für den 

Markt 

verfügbar 

Tonnen 

davon aus 

Netto- 

Einfuhr 

Tonnen 

Netto- 

Einfuhr 
in % der 
verfüg- 
baren 
Mengen 

Anteil der 

Drittland- 
importe 
an der 

Gesamt- 

Einfuhr 

1 Weißkohl 

299 500 

26 800 

8,9 

11,3 

2 Rotkohl 

93 800 

7 200 

7,7 

0,5 

3 Blumenkohl 

188 900 

117 600 

62,3 

0,3 

4 (frühe) Möhren 
und Karotten 

113 100 

82 500 

72,9 

6,7 

5 Erbsen 

20 600 

1 900 

9,2 

9,0 

6 Bleichsellerie 

1 100") 

1 100 


11,8 

7 Gemüsearten mit 





Zollaussetzung 

717 000 

237 100 

33,1 

4,0 

8 Gemüse insgesami 

2 676 700 

1 551 400 

58,0 

20,8 

9 darunter Gemüse- 
arten ohne 
Zollaussetzung 
(Zeile 8 - Zeile 7) 

i 

1 959 700 

1 314 300 

67,1 

33,6 


Trifft es zu, daß die deutschen Backmittelher- 
steller, die Quellmehl als wesentlichen Be- 
standteil von Backmittel für die Herstellung 
eines qualitativ befriedigenden Brotes mit 
Roggenmehl anteil verwenden, innerhalb der 
EG diskriminiert werden, und wenn ja, welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, et- 
was dagegen zu unternehmen und darauf hin- 
zuwirken, daß den Herstellern der Eindruck 
genommen wird, von der Bundesregierung und 
von der amtlichen deutschen Agrarpolitik dies- 
bezüglich im Stich gelassen worden zu sein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 7. September 

Die deutschen Backmittelhersteller, die Quellmehl für die Her- 
stellung von Backmitteln verwenden, sind gegenüber anderen 
EG-Mitgliedstaaten nicht diskriminiert, da die Herstellung von 
Quellmehl bezüglich der Produktionserstattung einer EG-einheit- 
lichen Regelung unterworfen ist. Die Produktionserstattung bei 
der Herstellung von Quellmehl ist gestrichen. Die Backmittel- 
hersteller können wahlweise Quellmehl oder auch Quellstärke, 
die sich noch im System der Produktionserstattung befindet, ver- 
wenden. 


36. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


*) Nur Einfuhr 
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Das Quellmehl ist aus dem Erstattungssystem herausgenommen 
worden, u. a. weil zunehmende Mengen an Quellmehl in die 
Tierernährung gelangten. Eine Erstattung hierfür war nicht zu 
rechtfertigen. Ein Drängen der Bundesrepublik Deutschland auf 
Wiederaufnahme des Quellmehls in die Produktionserstattung 
hätte zur Folge, daß auch Maisgritz zur Bierherstellung wieder 
in das System einbezogen werden müßte. Das aber widerspricht 
den Interessen der Mälzer und Brauer im Bundesgebiet imd der 
Braugersteerzeuger in der Gemeinschaft. 

Im übrigen hat die EG^Kommission vorgeschlagen, die Gewäh- 
rung der Produktionserstattung im ganzen Stärkebereich aufzu- 
heben. Die Forderung nach Wiedereinführung der Produktions- 
erstattung für Quellmehl ist daher nicht realisierbar. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


37. Abgeordneter 
Dr. Probst 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die gegenwärtige 
Regelung nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
für befriedigend, wonach Inhaber von Gradu- 
iertenstipendien, die in deutschen Auslands- 
instituten Ausbildung, Bildung und Kenntnisse 
vervollkommnet haben, keine Arbeitslosen- 
hilfe erhalten, wenn sie nach der Rückkehr 
nicht sofort eine Anstellung finden, und was 
hat die Bundesregierung im Fall der Vernei- 
nung unternommen, um dieses Hemmnis für 
einen ausreichenden Wettbewerb um die zur 
Verfügung stehenden Stipendien zu beseiti- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Busdifort 
vom 9. September 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß Stipendiaten, die 
in deutschen Auslands ins ti tuten Ausbildung, Bildung und Kennt- 
nisse vervollkommnet haben und nach Rückkehr nicht sofort eine 
Anstellung finden, idurch Ausschluß von der Arbeitslosenhilfe 
einseitig benachteiligt sind. 

Im Falle der Arbeitslosigkeit nach Ablauf ider geförderten Stu- 
diienzeit erfüllen die Stipendiaten im allgemeinen nicht die Vor- 
aussetzungen für den Bezug von Arbeitslosenhilfe (§ 134 Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe c des Arbeitsförderungsgesetzes). Es macht dabei 
keinen Uinterschied, ob die Stipendiaten diese Studienzeit im 
Inland oder im Ausland zurück gelegt haben. 


38. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen des Haushaltsstrukturgesetzes auf 
die Bildungswilligkeit und Bereitschaft von 
Angehörigen jüngerer Jahrgänge, an beruf- 
lichen Bildungsmaßnahmen nach dem Arbeits- 
fördeningsgesetz teilzunehmen, und sieht sie 
nicht die Gefahr, daß durch derartige Spar- 
maßnahmen nunmehr die eigentliche Zielset- 
zung des Arbeitsförderungsgesetzes stark ge- 
fährdet wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 9. September 

Mit dem Haushaltsstrukturgesetz hat der Gesetzgeber die Bil- 
dungsförderung nach dem Arbeitsförderungsgesetz auf Grund der 
bisherigen Erfahrungen an die neueren .arbeitsmarktpolitischen 
Gegebenheiten und Notwendigkeiten angepaßt. Die Einzelheiten 
der Neuregelung sind im Deutschen Bundestaig und im zustän- 
digen Ausschuß ausführlich diskutiert worden. 

Mit der Neuregelung war zwangsläufig ein gewisser Rückgang 
der Teilnehmerzahlen bei der Fortbildung verbunden. Ich teile 
jedoch nicht Ihre Befürchtung, daß dadurch die Bildungsbereit- 
schaft vor allem der jungen Arbeitnehmer über ein vertretbares 
Maß hinaus beeinträchtigt wird. Auch die neuen Vorschriften 
bieten jedem, der sich um seine berufliche Weiterbildung ernst- 
haft bemüht, ausreiichende Hilfen. 


39. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 
vielfach von bildungswilligen Angehörigen 
jüngerer Jahrgänge vertretene Auffassung zu 
tun, lieber Arbeitslosengeld in Anspruch zu 
nehmen, als an einer beruflichen Bildungs- 
maßnahme teilzunehmen, für die nur in gerin- 
gerer Höhe vom Arbeitsamt Förderungsmittel 
übernommen werden, und sieht sie hierdurch 
nicht die Gefahr, daß insbesondere eine Viel- 
zahl privater und gemeinnütziger Bildungs- 
einrichtungen, die ♦ erst vor wenigen Jahren 
mit großem Aufwand erstellt wurden, auf 
Grund dieser Situation in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten und gezwungen wer- 
den, ihre Tätigkeit einzustellen, auf die sicher 
auch in Zukunft nicht verzichtet werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Busdifort 
vom 9. September 

In allen Fällen, in denen die Teilnahme an einer Bildungsmaß- 
nahme zur Beendigung der Arbeitslosigkeit notwendig ist, er- 
halten djie bislang arbeitslosen Teilnehmer ein Unterhaltsgeld, 
das höher ist als das entsprechende Arbeitslosengeld (80 v. H. 
gegenüber 68 v. H. des zuletzt verdienten Nettoarbeitsentgelts). 
Lediglich für Fälle, in denen diese Voraussetzung nicht gegeben 
ist, ist ein niedrigeres Unterhaltsgeld vorgesehen. Hierbei han- 
delt es sich vor allem um die sogenannte Aufstiegsfortbildung, 
z. B, vom Facharbeiter zum Techniker oder vom Bürogehilfen 
zum Betriebswirt, Der Gesetzgeber geht davon aus, daß in diesen 
Fällen die zu erwartende Verbesserung der beruflichen Position 
und des Einkommens ausreicht, um die Arbeitslosen zur Teil- 
nahme an derartigen Bildungsmaßnahmen zu bewegen. 

Darüber hinaus haben jugendliche Arbeitslose ohne Ausbildungs- 
abschluß nach der Vereinbarung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung mit der Bundesanstalt für Arbeit vom 
5. Februar 1976 auch dann Anspruch auf das höhere Unterhalts- 
geld, wenn die besonderen Voraussetzungen des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes dafür nicht vorliegen. 

Das Angebot an Bildungsplätzen muß sich der durch das neue 
Förderungsrecht geschaffenen Lage anpassen. Aber auch in Zu- 
kunft wird ein leistungsfähiges Netz von Bildungseinrichtungen 
benötigt. 
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40. Abgeordneter Wie hoch sind die Rücklagen der Renten- 

Dr. Althammer versicherungsträger zum gegenwärtigen Zeit- 
(CDU/CSU) punkt? 


41. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


Wann wird das bereits am 10 .März 1976 von 
Professor Meinhold beim Hearing im Sozial- 
politischen Ausschuß des Deutschen Bunde s- 
tages für die „nächsten Wochen" angekündigte 
neue Gutachten des Sozialbeirates beim Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung 
über die Lage der Rentenversicherungen ver- 
öffentlicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschlort 
vom 7. September 

Ende Juli 1976 verfügten die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten über ein Rücklagevermögen von rund 
38,2 Milliarden DM. Davon entfallen auf die Arbeiterrentenver- 
sicherung rund 7 Milliarden DM und idie Angestelltenversiche- 
rung rund 31,2 Milliarden DM. Der Rückgang der Rücklage auf 
den für Ende Juli ausgewiesenen Betrag entspricht deren gesetz- 
licher Zweckbestimmung und liegt im Rahmen der für 1976 er- 
warteten Entwicklung. 

Der Sozialbedrat hat seit der Vorlage des Gutachtens zum Renten- 
anpassungsbericht 1976 noch kein weiteres Gutachten erstellt. 
Seine Beratungen über das nächste Anpassungsgutachten sind 
noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregderuing wird dieses Gut- 
achten in der üblichen Weise dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat zuleiten. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das neue 
Jugendarbeitsschutzgesetz in fast allen Bun- 
desländern dazu führt, daß geeignete Maß- 
nahmen zum Unterlaufen der Bestimm^ungen in 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 durch Pausenverkürzungen in 
den Berufsschulen, anderweitige Aufteilung 
des Unterrichts auf die beiden Schultage, Block- 
unterricht usw. von der ausbildenden Wirt- 
schaft unter Ausnutzung der Ausbildungs- 
platznot erzwungen werden und was gedenkt 
die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
Intentionen in diesem Punkt nicht zu einer 
Verschlechterung für die Jugendlichen führen 
zu lassen und sind in diesem Zusammenhang 
Vereinbarungen für ein gemeinsames Vorge- 
hen zwischen Bund und Länder ins Auge ge- 
faßt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 8. September 

Nach den mir vorliegenden Informationen sind in einigen Bun- 
desländern Bestrebungen im Gange, durch Umverteilung der 
Berufsschulstunden dafür zu sorgen, daß der Jugendliche bei 
zwei Tagen Berufsschulunterricht in ider Woche an mindestens 
einem Tag nachmittags lim Betrieb beschäftigt werden darf. 
Derartige Umverteilimgen oder auch Verlängerungen oder Ver- 
kürzungen der Pausen fallen in die Zuständigkeit der Schulver- 
waltung des einzelnen Landes. Der Bund hat keine Möglichkeit, 
darauf Binfluß zu nehmen. 


42. Abgeordnete 
Frau 

Grützmann 

(SPD) 


28 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5761 


43. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Sund rung, die Ausgleichs ab gäbe nach dem Schwer- 

(SPD) behindertengesetz mit dem Ziel einzusetzen, 

die Arbeitsmarktsituation für Schwerbehin- 
derte kurzfristig zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. September 

Die 'Bundesregierung ist der Auffassung, daß Mittel der Aus- 
gleichs ab gafbe nach dem Schwerbehindertengesetz kurzfristig 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter eingesetzt 
werden sollten. Sie hat daher bereits im Juli des Jahres im Beirat 
für die Rehabilitation der Behinderten den Plan zur Diskussion 
gestellt, insgesamt 100 Millionen DM aus diesen Mitteln für die 
Bereitstellung zusätzlicher Arbeitsplätze für arbeitslose Schwer- 
behinderte zur Verfügung zu stellen. Der Beirat hat diesen Plan 
grundsätzlich begrüßt und vorgeschlagen, 40 Millionen DM aus 
dem vom Bundesmindster für Arbeit und Sozialordnung ver- 
walteten Ausgleichsfonds bereitzustellen, falls die Bundesländer 
die restlichen 60 Millionen DM aufbringen würden. Die Bundes- 
regierung hat sich hiermit einverstanden erklärt und die Bundes- 
länder gebeten, ihrerseits 60 Millionen DM in ein gemeinsames 
Sonderprogramm von Bund und Ländern einzubringen. 

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß die Ausgleichs- 
abgabe zu 60^/o den Ländern zufließt, und daß die Bundesregie- 
rung Über die ihr zufließenden Mittel nur in Verbindung mit 
einem entsprechenden Votum des Beirats verfügen kann. Die 
Bundesregierung konnte daher nicht etwa entgegen dem Vor- 
schlag des Beirats unabhängig von der Entscheidung der Bundes- 
länder ein Sonderprogramm für arbeitslose Schwerbehinderte 
allein aus dem Ausgleichsfonds bestreiten. 

Am 25. August 1976 haben die Vertreter der Länder den Vorstel- 
lungen der Bundesregierung zu einem derartigen Programm 
grundsätzlich zugestimmt. Uber Einzelheiten bestanden allerdings 
noch erhebliche Meinungsverschiedenheiten. Es ist im Augen- 
blick daher nicht abzusehen, wie sich das Programm im einzelnen 
gestalten wird. Dies wird erst möglich sein, wenn die endgültigen 
Stellungnahmen der Länder vorliegen. 


44. Abgeordnete: 
Frau 
Hürland 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Bezieher 
von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
vielfach nicht geneigt sind, vorübergehende 
Arbeitsverhältnisse (z, B. Saisonarbeit) einzu- 
gehen, weil dadurch die Bemessungsgrundlage 
für einen späteren Bezug von Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe erheblich absinken 
kann und ist die Bundesregierung bereit, eine 
Initiative zur Änderung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes mit dem Ziele zu ergreifen, daß 
künftige Ansprüche auf Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe nicht absinken, wenn Ar- 
beitslose voraussehbar vorübergehende Ar- 
beitsverhältnisse eingehen, um damit einer- 
seits den Arbeitswillen Betroffener zu fördern 
und andererseits die Voraussetzungen für wirt- 
schaftliches Wachstum und Eindämmung der 
Arbeitslosigkeit zu verbessern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Busdifort 
vom 13. September 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich Arbeitslosen- 
geld und Arbeitslosenhilfe wegen einer kurzen Unterbrechung 
der Arbeitslosigkeit durch eine Zwischenbeschäftigung grund- 
sätzlich nicht vermindern sollten. 

Da:S geltende Recht trifft hier bereits auf zweifache Weise Vor- 
sorge. So führt eine Beschäiftigung von weniger als sechs Mona- 
ten nicht zu einer Neuberechnung der Leistungen bei Arbeits- 
losigkeit. Außerdem werden diese Leistungen bei einer länge- 
ren Zwischenbesdiäftigung unter Umständen nach dem künftig 
erzielbaren Arbeitsentgelt bemessen. Das ist der Fall, wenn eine 
Bemessung nach dem Arbeitsentgelt der Zwischenbeschäftigung 
im Hinblick auf die von dem Arbeitslosen in den letzten drei 
Jahren vor der Arbeitslosigkeit überwiegend ausgeübte beruf- 
liche Tätigkeit unbillig hart wäre. 

Es wird zur Zeit geprüft, ob noch weitergehende Regelungen er- 
forderlich sind, um Härten bei der Bemessung von Arbeitslosen- 
geld und Arbeitslosenhilfe nach einer kurzen Zwischenbeschäfti- 
gung zu vermeiden. Es läßt sich noch nicht übersehen, zu welchem 
Ergebnis diese Prüfung führen wird. 


45. Abgeordneter 

Pfeifer 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß — wie in einer von der Ver- 
treterversammlung der AOK Reutlingen ver- 
abschiedeten Entschließung festgestellt — die 
in den Krankenversicherungen aktiv Versi- 
cherten mit den Kosten der Krankenversiche- 
rung für die Rentner extrem unterschiedlich, 
bei einzelnen Kassen mehr als zehnmal soviel 
wie bei anderen Kassen, belastet sind, und 
welche Konsequenzen hält die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls für erforderlich? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. September 

Es ist zutreffend, daß die aktiven Versicherten in der gesetz- 
lichen Krankenversichening — wie in der von Ihnen angespro- 
chenen Entschließung der Vertreterver Sammlung der Allgemei- 
nen Ortskrankenkasse Reutlingen ausgeführt wird — mit den 
durch Beiträge der Träger der Rentenversicherung nicht gedeck- 
ten Aufwendungen der Krankenversicherung der Rentner von 
Kasse zu Kasse unterschiedlich belastet sind. 

Im Jahr 1974 betrug die Belastung der aktiven Versicherten mit 
Ausgaben für die Krankenversicherung der Rentner gemessen 
an der Grundlohnsumme im Dundesdurchschnitt bei sämtlichen 
Krankenkassen 1,0 v. H. und bei den Ortskrankenkassen 1,1 v. H. 

Die AOK Reutlingen liegt mit einem Anteil von rund 1,1 v. H. 
der Grundlohnsumme nahe dem Durchschnitt aller Krankenkas- 
sen 'und lim Durchschnitt der Ortskrankenkassen. 

Die Bundesregierung hatte bereits im Jahr 1974 im Entwurf eines 
Gesetzes zur Weiterentwicklung des Kassenarztrechts und zur 
Änderung der Krankenversicherung der Rentner (Krankenver- 
sicherungs-Weiterentwicklungsgesetz — KVWG, Bundratsdruck- 
sache 771/74) vorgesehen, die durch Beiträge der Rentenver- 
sicherung nicht gedeckten Aufwendungen möglichst gleichmäßig 
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auf die aktiven Versicherten zu verteilen. Der Deutsche Bundes- 
tag hat die die Krankenversicherung der Rentner betreffenden 
Regelungen ides Gesetzentwurfs nicht mehr behandeln können. 
Die Bundesregierung hält an dem genannten Ziel grundsätzlich 
fest. Eine Neuregelung der Krankenversicherung der Rentner 
wird in der nächsten Legislaturperiode zu beraten und zu ent- 
scheiden sein. 


46. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Anwerbe- 
stopp für ausländische Arbeitnehmer für be- 
stimmte Berufszweige, z. B. das Gaststätten- 
gewerbe, aufzuheben und eventuell vorzuse- 
hen, daß für diese Mangelberufe eine berufs- 
bezogene Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis 
mit der Folge erteilt wird, daß bei Berufs- 
wechsel beide erlöschen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 13. September 


In ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1976 hat die Bundesregierung 
festgestellt, daß der Anwerbestopp als wichtige Voraussetzung 
des weiteren Abbaus konjunktureller und struktureller Arbeits- 
losigkeit — im Interesse der deutschen und der hier lebenden 
ausländischen Arbeitnehmer — auch mittelfristig uneinge- 
schränkt aufrechterhalten werden muß. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß der Anwerbestopp ins- 
besondere jenen Wirtschaftszweigen, idie einen überdurchschnitt- 
lich höhen Ausländeranteil aufweisen, Probleme gebracht hat. 
Sektorale Ausnahmen muß sie jedoch ablehnen. Wenn der An- 
werbestopp für diese Wirtschaftszweige aufgehoben oder ge- 
lockert würde, wäre damit zu rechnen, daß viele neu vermittelte 
Arbeitnehmer bei nächster Gelegenheit versuchten, dn andere, 
attraktivere Wirtschaftsbereiche abzuwandern. Dadurch würde 
die Zahl der Illegalen erhöht, der Anwerbestopp unterlaufen und 
die Politik der Bundesregierung gefährdet, zunächst die Inländer 
in den Arbeitsprozeß einzugliedern. 

Im übrigen ist zu bezweifeln, ob Ausnahmeregelungen diesen 
Wirtschaftszweigen und den dort Beschäftigten auf Dauer förder- 
lich wären. Wie bereits im Tourismusbericht der Bundesregierung 
(Drucksache 7/3840, S. 24) festgestellt wurde, liegt die Haupt- 
ursiache für die Schwierigkeiten, z. B. im Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe inländische Fachkräfte zu gewinnen, häufig darin, daß 
hier die Gesamtkonditionen der Beschäftigung nicht schnell und 
flexibel genug den Bedingungen in der übrigen Wirtschaft ange- 
paßt worden sind. 


47. Abgeordneter 

Engholm 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung, insbeson- 
dere unter den im Bericht des Bundesministe- 
riums für Forschung und Technologie DV 75 — 
07 vom Dezember 1975 genannten Aspekten, 
die Arbeitsmarktlage für Fachpersonal auf 
dem Datenverarbeitungssektor? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. September 

Mit der Frage der voraussichtlichen Fntwicklung der Beschäfti- 
gung im EDV-Bereich hat sich die Bundesregierung zuletzt in 
ihrem 3. Datenverarbeitungsprogramm {1976 bis 1979) befaßt. 
Danach ist für die von Ihnen aufgeworfene Frage zusammen- 
fassend folgendes zu sagen: Für die Berufstypen Operateure, 
Programmierer, SystemMalytiker, Datenverarbeitungs-Organisa- 
toren und -Koordinatoren ist in Zukunft vordringlich eine quali- 
tative Verbesserung erforderlich. Für die Berufstypen Vertrieibs- 
spezialisten, HardwareHSpezialisten unld Oatenverarbeitungs- 
Ausbilder ist auch eine quantitative Erhöhung des Ausbildungs- 
ausstoßes sinnvoll. Die interne Mobilität von Datenverarbei- 
tungs-Fachkräften wird weiterhin eine Rolle spielen, aber in 
Folge zunehmender Spezialisierung der Datenverarbeitungs-Be- 
rufe an Bedeutung verlieren. 

Der für die Vergangenheit charakteristische, hohe Zuwachsbedarf 
an Dafenverarbeitungsfachkräften wird sich mit Beginn der acht- 
ziger Jahre stark verringern. Gleichzeitig ist wegen der beson- 
deren Altersstruktur des jetzt tätigen Datenverarbeitungs-Perso- 
nals für längere Zeit mit einem geringen Ersatzbedarf zu rechnen. 
Dies ist bei allen quantitativen Ausbauplanungen im Datenver- 
arbeitungs-Bereich zu berücksichtigen. 

Für diese Beurteilung war der von Ihnen erwähnte Forschungs- 
bericht DV 75 — 07 eine wesentliche Hilfe. 


48. Abgeordneter Trifft es zu, daß — wie in der Öffentlichkeit 
Engholm von der „Arbeitsgemeinschaft der Datenver- 

(SPD) arbeitungs-Bildungszentren — ADVB — " be- 

hauptet — durch die zu enge Auslegung des 
Begriffes „Maßnahme" nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz das Ziel der Aus- bzw. Fortbil- 
dung nämlich die Erreichung eines Abschluß- 
zertifikates für EDV-Berufe, nicht erreicht 
werden kann, und wenn ja, welche Folgerun- 
gen wird die Bundesregierung daraus ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. September 

Nach § 42 Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes können Antrag- 
steller, die bereits einmal während der Teilnahme an einer Fort- 
bildungsmaßnahme nach dem Arbeitsförderunigsgesetz gefördert 
worden siind, erst nach einer mehrjährigen beruflichen Tätigkeit 
erneut gefördert werden. Diese Regelung war im Interesse einer 
wirtschaftlichen Verwendung der Beitragsmittel der Bundesan- 
stalt zwingend notwendig. Insbesondere sollte dadurch eine un- 
angemessene Inanspruchnahme der Förderungsmittel durch soge- 
nannte Durchstarter oder Dauerschüler ausgeschlossen werden. 

Eine Fortbildungsmaßnahme im Sinne der Förderungsvorschriften 
des Arbeitsfördeirungsgesetzes kann auch im Baukastensystem, 
d. h. in mehreren Stufen, durchgeführt werden. Voraussetzung 
für die Förderung ist in diesen Fällen, daß es sich bei den Stufen 
um unselbständige Teilabschnitte einer einheitlichen Miaßnahme 
handelt; die Maßnahme selbst muß mit einem auf dem Arbeits- 
miarkt verwertbaren Abschluß enden, im EDV-Bereich z. B. mit 
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dem Abschluß als Operator, Programmierer oder Organisator. 
Will dagegen ein Teilnehmer, der bereits eines dieser Berufs- 
ziele erreicht hat, innerhalb des EDV-Bereichs an einer weiter- 
führenden Fortbildungsmaßnahme teilnehmen, muß er zunächst 
wieder mehrere Jahre beruflich tätig sein. 

Nach Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit sind ihr die von der 
Arbeitsgemeinschaft der Datenverarbeitungs-Bildungszentren 
— ADVB — behaupteten Schwierigkeiten bislang nicht bekannt 
geworden. Ich bin gerne bereit, konkreten Hinweisen von Ihrer 
Seite nachzugehen. 


49. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Duisburg) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung einen Überblick über 
die Zahl der Soldaten auf Zeit, die nach ihrem 
Ausscheiden aus der Bundeswehr erfolglos 
einen Antrag auf Förderung der beruflichen 
Bildung nach dem Arbeitsförderungsgesetz ge- 
stellt haben, da das Dienstverhältnis bei der 
Bundeswehr keine die Beitragspflicht zur Ar- 
beitslosenversicherung begründende Beschäfti- 
gung ist, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundersegierung zu ergreifen, damit dieser 
Personenkreis, der sich im Interesse der Bun- 
desrepublik Deutschland zu einem langfristi- 
gen Dienst in der Bundeswehr verpflichtet hat, 
nicht gegenüber anderen Gruppen benachtei- 
ligt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. September 

Die Zahl der ehemaligen Soldaten auf Zeit, deren Anträge auf 
Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz auf Grund der 
durch das Haushaltsstrukturgesetz geänderten Förderungsvor- 
schriften abgelehnt worden sind, wird von der Bundesanstalt für 
Arbeit statistisch nicht ausgewiesen. Die Statistik der Bundes- 
anstalt erfaßt nur die Gesamtzahl der abgelehnten Anträge, wo- 
bei nicht nach einzelnen Personenkreisen unterschieden wird. 
Die Anzahl der abgelelinten Anträge würde aber auch nur wenig 
aussagen, da sie nicht die ehemaligen Soldaten auf Zeit erfaßt, 
die im Hinblick auf die derzeitige Rechtslage von vomherein von 
einer Antragstellung absehen. Bei den Erörterungen des Gesamt- 
problems zwischen den beteiligten Ressorts wird davon ausge- 
gangen, daß voraussichtlich jährlich rund 8200 ehemalige Solda- 
ten auf Zeit Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz in 
Anspruch nehmen würden, wenn dies förderungsrechtlich mög- 
lich wäre. 

Zu dem zweiten Teil Ihrer Frage ist folgendes zu bemerken; 

Die derzeitigen Förderungsmöglichkeiten nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz für ehemalige Soldaten auf Zeit werden sowohl vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung als auch vom 
Bundesminister der Verteidigung als noch verbesserungsbedürf- 
tig angesehen. Beide Ressorts prüfen daher seit einiger Zeit die 
Möglichkeiten einer Gesetzesänderung. Dabei bedarf die Frage, 
wie die Förderungsleistungen finanziert werden sollen, eingehen- 
der Erörterungen. Daneben werden die mit den Lösungsmöglich- 
kedten für Soldaten auf Zeit verbundenen Auswirkungen auf 
andere Personengruppen geprüft. 
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Zur Zeit kann noch nicht gesagt werden, wann eine entsprechen- 
de Regelung erfolgen und wie diese Regelung aussehen wird. 
Die Überlegungen sollen jedoch möglichst bald abgeschlossen 
werden. 


50. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
das deutsch-polnische Sozialversicherungsab- 
kommen trotz der Zahlung von 1,3 Milliarden 
DM kein in der Heimat zurückgebliebener 
Deutscher eine Zloty mehr Rente und kein in 
die Bundesrepublik Deutschland gekommener 
Aussiedler eine DM mehr Rente erhält (von 
der Anerkennung der Dienstpflichtzeit beim 
polnischen Militär als Ersatzzeit abgesehen), 
und was denkt die Bundesregierung zu tun, 
um diesen Mangel zu beheben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. September 


Es trifft nicht zu, daß sich die Lage der Berechtigten durch das 
deutsch-polnische Rente nabkommen nicht verbessert hat und 
durch das Abkommen keine höheren Rentenleistungen zu zahlen 
sind. Das Abkommen hat insbesondere folgende Verbesserungen 
gebracht: 

a) Berechtigte in Polen 

Deutsche werden voll in das polnische Renten- und Unfall- 
versicherungssystem eingegliedert, d. h. sie werden in ihren 
Rechten den polnischen Staatsangehörigen gleichgestellt 

anstelle von fürsorgeähnlichen Leistungen treten jetzt Lei- 
stungsansprüche 

deutsche Versdcherungszeiten werden künftig von polnischen 
Versicherungsträgern in größerem Umfang als bisher ange- 
rechnet 

b) Berechtigte in der BundesrepubLik Deutschland 

Personen, die in Polen versichert waren und nicht die Ver- 
triebeneneigenschaft haben, erhalten sozialversicherungs- 
rechtliche Vergünstigungen 

polnische Beschäftigungszeiten und Arbeitsiinfälle in Polen 
werden in weiterem Umfang als bisher von den deutschen 
Versicherungsträgern berücksichtigt. 

Zur Durchführung ides Abkommens ist nach Artikel 1 1 des Ab- 
kommens eine Durchführungsvereinbarung zu schließen. Die 
deutsche Seite hat der polnischen Seite den Entwurf einer Durch- 
führungsveremibarung zugeledtet. Verhandlungen idarüber werden 
demnächst stattfinden. Die Bundesregierung ist bemüht, daß die 
Durchführungs Vereinbarung bald in Kraft tritt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


51. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Höcherl das Reinheitsgebot beim deutschen Bier- un- 

(CDU/CSU) verzichtbar ist, und wird sie in und gegenüber 

den Gremien der Europäischen Gemeinschaft 
mit dem gleichen Nachdruck und Erfolg diesen 
Standpunkt vorfechten, wie Italien und Frank- 
reich ihre Interessen beim Wein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 9. September 


Das LBundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
in einem Schriftwechsel mit dem bayerischen Staatsministerium 
des Innern bereits darauf hingewiesen, daß die auch von der 
Bundesregierung im Inteiresse des Verbraucherschutzes ange- 
strebte Neuregelung der Bierkennzeichnung wegen der einge- 
leiteten Initiativen der Europäischen Gemeinschaften zur Zeit im 
nationalen Bereich nicht in Angriff genommen werden kann. 
Sowohl in Artikel 3 Nr. 6 des allgemeinen Richtlinienvorschlags 
über die Kennzeichnung von Lebensmitteln (vgl. Drucksache 
7/5077) als auch in Artikel 1 1 Abs. 1 Buchstabe c des Entwurfs 
einer speziellen Bier-Richtlinie (Arbeitsdokument Xl/391/76) hat 
die EG-Kommission bereits alternative Kennzeichnungsregelun- 
gen über die Angabe des Herstellers, Verpackers oder Ver- 
käufers vorgeschlagen. Bei diesem Sachstand hält es die Bundes- 
regierung nicht für ratsam, schon jetzt neue partielle Kennzeich- 
nungsvorschriften im nationalen Bereich vorzubereiten, die zu- 
dem der Vereinbarung der im Rat vereinigten Vertreter der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten vom 28. Mai 1969 über die Still- 
halteregelung und die Unterrichtung der Kommission (Amtsblatt 
der EG Nr. C 76 S. 9) unterliegen würden. Die Bundesregierung 
wird stattdessen bemüht sein, ihre Vorstellungen über die zum 
Schutze des Verbrauchers nötige Bierkennzeichnung bei den be- 
vorstehenden Brüsseler Verhandlungen über die erwähnten 
Richtlinienentwürfe durchzusetzen. 


52. Abgeordneter 
Rainer 


(CDU/CSU) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung in der 
näheren und weiteren Zukunft zu unterneh- 
men, damit die Frage der Aufbringung der 
Betriebskosten für krankenhaus entlastende 
Einrichtungen befriedigend geregelt werden 
kann? 


Antwort des Pariamen tarisdien Staatssekretärs Zander 
vom 14. September 

Bereits in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU betreffend die Situation des Gosundheitswesens in 
der Bunidesrepublik Deutschland (Drucksache 7/3322) hat die 
Bundesregierung darauf hingewiesen, daß sie grundsätzlich mit 
der Entschließung der Gesundheitsministerkonferenz vom 3. und 
4. Oktober 1974 übereinstimmt, daß ehe Entlastung des stationä- 
ren Bereichs durch Entwicklung geeigneter Systeme der Haus- 
krankenpflege unter besonderer Berücksichtigung der Einrichtung 


35 



Drucksache 7/5761 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


von Sozialstationen anzustreben ist und die Krankenhausbedarfs- 
planung der Länder sicherstellen muß, daß die aufwendigste 
Form der Patientenversorgung, die Krankenhausbehandlung, nur 
denjenigen Patienten zugute kommt, die ihrer zwingend bedürfen 
(Drucksache 7/3322, S. 2, 16). 

Der am 1. Januar 1976 in Kraft getretene Allgemeine Teil des 
Sozialgesetzbuchs hat in § 1 Abs. 2 und § 17 den Sozialleistungs- 
trägem die Verantwortung für das Vorhandensein der erforder- 
lichen sozialen Dienste und Einrichtungen auferlegt. Die Finan- 
zierung der Betriebskosten der genannten Einrichtungen, wie 
Hauspflegedienste, Sozialstationen, die in durchaus unterschied- 
licher Trägerschaft organisiert sind, erfolgt im wesentlichen über 
die Einnahmen für die erbrachten Leistungen an die Benutzer, 
aber auch durch Zuschüsse der Träger, der Kommunen, der Län- 
der, der Krankenkassen und gegebenenfalls anderer Soziallei- 
stungsträger. 

Ergänzend zu den genannten Bestimmungen des Sozialgesetz- 
buchs (Buch I) sehen' § 93 Abs. 3 des Bundessozialhilfegesetzes 
bzw. § 84 des Jugendwohlfahrtsgesetzes den Abschluß von Ver- 
einbarungen über die von den Trägern der Sozialhilfe bzw. 
Trägern der Jugendhilfe zu erstattenden Kosten vor. Vergleich- 
bares gilt nach § 376 b RVO für die Leistung von Haushaltshilfen 
durch Beschäftigte der genannten Einrichtungen. Im Bereich der 
Sozialversicherung gehört der Abschluß derartiger Vereinbarun- 
gen zur Selbstverwaltung, die lediglich einer Rechtsaufsicht un- 
terliegt. Der Allgemeine Teil des Sozialgesetzbuchs enthält den 
'Gesetzesauftrag zur Einordnung der Sozialleistungssysteme als 
gesoniderte Bücher des Sozialgesetzbuchs. Die Vorarbeiten zu 
diesen weiteren Arbeiten werden z. Z. imter Mitwirkung der 
beteiligten Bundesressorts in Sachverständigenkommissionen der 
Bundesregierung geleistet. 


53. Abgeordneter 
Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Nachdem in Rheinland-Pfalz einer 48 Jahre 
alten Frau trotz eines Attestes, daß den Tat- 
bestand einer „Medizinischen Indikation" be- 
scheinigte, der Nachweis einer Klinik für den 
Eingriff verweigert wurde, die Frau schließlich 
durch Vermittlung der AOK Neuwied in eine 
Klinik im Land Nordrhein- Westfalen vermit- 
telt wurde, frage ich die Bundesregierung, 
welche Schritte sie unternehmen wird, um die 
Praktizierung der durch die Neufassung des 
§ 218 geregelten Verfahren zugunsten hilfs- 
bedürftiger Frauen durchzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 14. September 

Die Bundesregierimg verfolgt die Praktizierung der neuen Vor- 
schriften über den Schwangerschaftsabbruch sehr aufmerksam. 
Soweit bei der Anwendung des neuen Rechts Schwierigkeiten 
aufta'uchen, ist sie -nach Kräften oim Abhilfe bemüht. Das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit hat bereits 
einige Monate vor Inkrafttreten des neuen Gesetzes am 21. Juni 
1976 Kontakte mit iden zuständigen obersten Landesbehörden 
aufgenommen, um die vorhersehbaren Anlaufschwierigkeiten 
möglichst gering zu halten. 
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Der von Ihnen geschilderte Fall hat wohl auch zum Hintergrund, 
daß z. Z. leider noch nicht im einzelnen bekannt ist, welche 
Arzte bereit sind, an Schwangerschaftsabbrüchen nach neuem 
Recht mitzuwirken. Man kann jedoch davon ausgehen, daß Bera- 
tungsstellen und Ärzte, die Indikationen feststellen, zunehmend 
besser darüber informiert sind, welche Krankenhäuser und 
welche Ärzte bereit und in der Lage sind, Schwangerschaftsab- 
brüche vorzunehmen. Sollte das nicht ausreichen, wird man im 
Interesse der betroffenen Schwangeren zusätzliche Informations- 
möglichkeiten insbesondere bei den Beratungsstellen schaffen 
müssen, z. iB. über zentrale Bettennachweise, wie das bereits in 
verschiedenen Großstädten geschieht, oder durch spezielle Ver- 
zeichnisse von Krankenhäusern und zugelassenen Einrichtungen, 
in denen Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
wird das Problem im Rahmen der nächsten Besprechung mit den 
zuständigen Länderreferenten, die noch für September oder Ok- 
tober dieses Jahrs vorgesehen ist, erneut ansprechen. 


54. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften zur Förderung 
schulpflichtiger Aussiedlerkinder (sogenannter 
Garantiefonds) so zu ändern, daß auch Nach- 
hilfeunterricht beihilfefähig ist, und warum ist 
verneinendenfalls eine Änderung dieser Vor- 
schriften nicht möglich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 14. September 

In der Beantwortung der Kleinen Anfrage von der Fraktion der 
CDU/CSU (Drucksache 7/5083) zu Frage 3 wurde zu diesem Sach- 
verhalt schon einmal im grundsätzlichen Stellung genommen. 

Erläuternd ist folgendes anzumerken: 

Nach Nummer 9 Abs. 2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
zur Eingliederung junger Zuwanderer ist idie Förderung des not- 
wendigen Nachhilfeunterrichts bei ischulpflichtigen Aussiedlem 
dann möglich, wenn sie eine Fördereinrichtung am Wohnort der 
Unterhaltspflichtigen besuchen oder außerhalb des Wohnorts der 
Unterhaltspflichtigen ihrer Ausbildung nachgehen müssen. 

Kommen junge Aussiedler am Wohnort der Eltern in regulären 
Schulen ihrer Schulpflicht nach, so ist auch der ergänzende Nach- 
hilfeunterricht eine Angelegenheit der Schule. So wird es für 
den herausragenden Fall des besonderen Nachholbedarfs in der 
deutschen Sprache nach der Empfehlung der Kultusministerkon- 
ferenz vom 31. Januar 1975 zur Eingliederung von deutschen 
Aussiedlern in Schule ^und Berufsausbildung ausdrücklich als 
Aufgabe der Grundschule bezeichnet, den Schülern der Klassen 1 
und 2 — gegebenenfalls durch Förderunterricht — die notwendi- 
gen Kenntnisse der deutschen Sprache zu vermitteln. Für die 
folgenden Klassen schulpflichtiger Aussiedler ist — ebenfalls 
nach diesen Empfehlungen — Förderunterricht in der Grund- 
öder Hauptschule oder Unterricht in besonderen Fördereinrich- 
tungen vorzusehen, um die Eingliederung vorzubereiten. 

Eine Änderung der Verwaltungsvorschriften ist aus diesen 
Gründen nicht beabsichtigt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

55. Abgeordneter Ist die Studie des Deutschen Wetterdienstes 

Dr. Evers (DWD) über eine Neuordnung der Beratungs- 

(CDU/CSU) dienste des DWD inzwischen der am 18. Ok- 

tober 1974 angekündigten eingehenden Prü- 
fung unterzogen worden, und kann die Bun- 
desregierung inzwischen ihre Ankündigung, 
daß es im Fall Freiburg um eine Unterstützung 
des Wetteramts Freiburg in kritischen Zeiten, 
nicht aber um eine grundsätzliche Verlegung 
der Beratungstätigkeit des Wetteramts Frei- 
burg an ein anderes Wetteramt gehe, dahin 
gehend präzisieren, daß die medizinisch-me- 
teorologische Forschungsstelle wie auch die 
Beratungsstelle beim Wetteramt Freiburg ver- 
bleiben werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. September 

Die Studie des Deutschen Wetterdienstes (DWD) über eine Neu- 
ordnung der Beratungsdienste des DWD ist eingehend geprüft 
und mit Vertretern des DWD erörtert worden. 

Nach den dabei erarbeiteten Vorstellungen könnten die Auf- 
gaben zwischen den Wetterämtern Stuttgart und Freiburg in der 
Weise aufgeteilt werden, daß die meteorologische Beratungs- 
tätigkeit für den Freiburger Raum grundsätzlich vom Wetteramt 
Freiburg wahrgenommen würde, daß aber in den sogenannten 
kritischen Zeiten — sehr früh am Morgen und in den späten 
Tages- bzw. Nachtstunden — von Stuttgart „Amtshilfe" für 
Freiburg geleistet würde. Darüber hinaus könnte durch die 
Betreuung der amtlichen Wetterbeobachtungsstationen in Baden- 
Württemberg von Stuttgart aus ein Rationalisierungseffekt er- 
zielt werden. Die Voraiussetzungen für eine Fortführung medizin- 
meteorologischer Forschung in Freiburg erscheinen sehr günstig. 

Ziel der Bundesregierung ist es, eine für Baden- Württemberg 
insgesamt zufriedenstellende Regelung der meteorologischen 
Betreuung des Landes zu finden. Eine Entscheidung wird nicht 
ohne die abschließende Stellungnahme des Landes Baden-Würt- 
temberg getroffen werden. 

56. Abgeordneter Könnte für die Deutsche Bundespost nicht ein 

Dr. Arndt beachtenswerter Rationalisierungsgewinn da- 

(Hamburg) durch erzielt werden, daß die Paketzustel- 

(SPD) lungsgebühr mit der Paketgebühr zu einer nur 

einmal zu erhebenden und abzurechnenden Ge- 
bühr zusammengefaßt wird, und wenn ja, wa- 
rum ist diese Möglichkeit bisher nicht genutzt 
worden? 

57. Abgeordneter Liegen der gegenwärtigen Trennung von Pa- 

Dr. Arndt ket- und Paketzustellungsgebühr Wettbe- 

(Hamburg) werbsgesichtspunkte bei diesem Dienstzweig 

(SPD) zugrunde, für den die Deutsche Bundespost 

kein gesetzliches Monopol, wohl aber Beför- 
derungspflicht hat? 
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58. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 

(SPD) 


Sollte eine Zusammenfassung der Gebühren 
bei Paketen nicht möglich sein, warum räumt 
dann die Deutsche Bundespost dem Absender 
nicht das Recht ein, die Zustellgebühr zusam- 
men mit der Paketgebühr zu entrichten, wenn 
er es wünscht, um den Empfänger nicht finan- 
ziell zu belasten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 10. September 

Entsprechend, dem Bedürfnis der Kunden der Deutschen Bundes- 
post gibt es für Paketsendungen zwei Auslieferungsformen: 
die Zustellung und die Abholung. 

Bei innerhalb der Bundesrepublik Deutschland eingelieferten 
Paketsendungen müßte im Falle der Vereinigung von Paketzu- 
stellgebühr und Paketgebühr entweder bereits bei der Einliefe- 
rung nach zustellenden und abzuholenden Sendungen unter- 
schieden oder die zunächst erhobene Zustellgebühr für abzu- 
holende Sendungen später erstattet werden, ln beiden Fällen 
würde zusätzlicher Aufwand entstehen. Bei Sendungen, die nicht 
in der Bundesrepublik Deutschland eingelieifert wurden, hätte 
der Verzicht auf die Zustellgebühr sogar beachtliche Einnahme- 
ausfälle zur Folge (iBininahme Verluste von ca. 8,1 Millionen DM/ 
Jahr). Außerdem tritt der Aufwand für das Einziehen der Zu- 
stellgebühr nur in den Fällen auf, in denen nicht ohnehin Geld- 
beträge (z. B. Nachnahmebeträge, Gebühren für unfrei ver- 
sandte Sendungen, Zollbeträge) einzuziehen sind (bei ca. 8lVo 
der zuzustellenden Sendungen). Von besonderer Bedeutung ist 
in diesem Zusammenhang, daß die Vorauszahlung der Paketzu- 
stellgebühr nicht der Interessenlage aller Versender entspricht. 
Knapp 40Vo der Sendungen werden von den Empfängern abge- 
holt, d. h. ca. 105,6 Millionen Sendungen. Eine Zusammenfassung 
mit der Paketgebühr ohne Berücksichtigung dieser Interessenlage 
würde die Wettbewerbssituation der Kunden, aber auch der 
Deutschen Bundespost verschlechtern. 

Durch die Vereinigung der Paketzustellgebühr mit der Paket- 
gebühr ist deshalb kein nennenswerter Rationalisierungsgewinn 
zu erzielen. 

Um dennoch den Versendern entgegenzukommen, die eine Vor- 
aus ent richtung der Zustellgebühr wünschen, ist beabsichtigt, 
ihnen die Möglichkeit der wahlweisen Vorausentrichtung einzu- 
räumen. Das Verfahren wird zunächst — zur Erarbeituiig prak- 
tikabler, kostengünstiger Lösungen — in einem Betriebsversuch 
ab 1. Oktober 1976 in der Leitzone 8 (Bundesland Bayern) mit 
Paketsendungen an Empfänger im Leitraum 80 (München) er- 
probt werden. 


59. Abgeordneter 

Braun 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe liegen nach Meinung der Bun- 
desregierung vor, daß im Bereich des Bundes- 
ministers für das Post- und Fernmeldewesen 
von insgesamt 28 061 zu besetzenden Pflicht- 
plätzen für Schwerbehinderte 9165,5 nicht be- 
setzt sind und im Bereich der Deutschen Bun- 
desbahn von 24 750 Pflichtplätzen 1 1 087 nicht 
besetzt sind, und welche Folgerungen wird die 
Bundesregierung daraus ziehen? 
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60. Abgeordneter 

Braun 


(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen hat die Bundesregie- 
rung untemommen, damit im Hinblick auf die 
36 626 (Stand Ende Juni 1976) arbeitslosen 
Schwerbehinderten die Pflichtplätze im Bereich 
des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen und im Bereich der Deutschen 
Bundesbahn besetzt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 13. September 

Für den Bereich der Deutschen Bundespost: 

Zu Frage 59 

Mit Inkrafttreten des Schwerbehindertengesetzes am 1. Mai 1974 
änderte sich die Berechnungs weise für die Ermittlung des Pflicht- 
solls für die Beschäftigung Schwerbeschädigter (Schwerbehinder- 
ter) mit folgendem Ergebnis: 





Zahl der mit 



zu zählende 

Pflicht- 

Schwerbe- 

hinderten 

besetzten 

unbesetzte 


Arbeitsplätze 

plätze 

Pflichtplätze 




Pflichtplätze 


1. November 1973 

234 478 

19 012 

12 650 

6362 

1. Oktober 1975 

467 681 

28 061 

18 895,5 

9165,5 


Daraus ergibt sich, daß die Deutsche Bundespost sich in beson- 
derem Maße bemüht, ihre Beschäftigungspflicht zu erfüllen. 
In ihrem Bereich hat die Zahl der mit Schwerbehinderten besetz- 
ten Pflichtplätze in ider Zeit vom 1. November 1973 bis zum 
1. Oktober 1975 um nicht weniger als 49,4 v. H. zugenommen. 
Dieses Ergebnis wurde erzielt, obwohl während des gledchen 
Zeitraums zahlreiche Kriegsbeschädigte wegen vorzeitiger 
Dienstunfähigkeit oder wegen Erreichens der Altersgrenze aus 
dem Dienst ausschieden. Nach letzten Schätzungen sind im Be- 
reich der Deutschen Bundespost inzwischen mehr als 20 000 
Schwerbehinderte beschäftigt. 

Zu Frage 60 

Verständlicherweise ist es der Deutschen Bundespost nicht mög- 
lich, Bewerber über den tatsächlichen Personalbedarf hinaus edn- 
zustellen. Der Erfüllungsstand des PfMchtsolls der Deutschen 
Bundespost kann daher nur in der Weise weiter verbessert 
werden, daß beim Freiwerden von Arbeitsplätzen soweit wie 
möglich Schwerbehinderte eingestellt werden. Es ist Vorsorge 
getroffen, daß trotz der bei der Deutschen Bundespost seit länge- 
rem bestehenden allgemeinen Einstellungsbeschränkungen 
schwerbehinderte Bewerber jeweils mit Sondergenehmigung ein- 
gestellt werden, wenn für sie ein geeigneter freier Arbeitsplatz 
gefunden werden kann. Auch bei der Einstellung von Nachwuchs- 
kräften haben die zuständigen Dienststellen Bewerbungen 
schwerbeihinderter Jugendlicher immer dann zu berücksichtigen, 
wenn dies nach den Anforderungen der vorgesehenen Beschäfti- 
gung und der Art der Btehinderung — gegebenenfalls unter An- 
passung des Ausbildungsplatzes und des Ausbildungsplanes an 
die Art der ße'hinderung — möglich ist. 
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Für den Bereich der Deutschen Bundesbahn ergibt sich folgendes 
Bild: 

Zu Frage 59 

Bei der Deutschen Bundesibahn ist die relativ hohe Zahl unbe- 
setzter Pflichtplätze (11 087 am 1. Oktober 1975) u. a. darauf 
zurüdczuführen, daß in vielen Dienistbereidien wegen der be- 
sonders strengen Tauglichkeitsanforderungen grundsätzlich keine 
Schwerbehinderten beschäftigt werden können. Es sind dies u. a. 
folgende Dienstbereiche mit insgesamt 108 000 Arbeitsplätzen: 
Rangierdienst, Lok omotivf ahrdienst, Zugbegleitdienst, Güter- 
ladedienst, Schiffsdienst, Fahrdienstleiterdienst, Weichen- und 
Blockdienst, Kraftfahrdienst. Das frühere Schwerbeschädigten- 
recht trug diesen Gegebenheiten dadurch teilweise Rechnung, 
daß die Arbeitsplätze des Lokfahr- und des Triebwagenführer- 
dienstes (einschließlich Kraftfahrdienst) sowie die Arbeitsplätze 
des Rangierdienstes bei der Ermittlung ider zu zählenden Arbeits- 
plätze, von denen bei der Berechnung ider Pflichtplätze auszu- 
gehen ist, unberücksichtigt blieben. Ferner blieben auch die 
Nachwuchskräfte der Deutschen Bundeisbahn (z. Z. 19 100) außer 
Betracht. Hierzu ist zu erwähnen, daß bei Einstellungen von 
Nachwuchskräften nur sehr wenige Schwerbehinderte berück- 
sichtigt werden können, weil die Nachwuchskräfte überwiegend 
für eine Verwendung in Dienstbereichen vorgesehen sind, in 
denen die Mitarbeiter die Anforderungen der Tauglichkeits Vor- 
schrift erfüllen müssen. 

Könnten die oben erwähnten 108 000 Arbeitsplätze, für die 
Schwerbehinderte nicht geeignet sind, und die Nachwuchskräfte 
der Deutschen Bundesbahn bei der Ermittlung der zu zählenden 
Arbeitsplätze außer Betracht bleiben, so ergäben sich nur (412 494 
— 127 100 =) 285 394 zu zählende Arbeitsplätze. Die Zahl der 
Pflichtplätze würde dann 17 124 betragen, so daß im Bereich der 
Deutschen Bundesbahn nur rund 3500 Pflichtplätze unbesetzt 
wären. 


Zu Frage 60 

Bei der Deutschen Bundesbahn sind in den letzten Jahren infolge 
von unumgängliichen Rationalisierungs- und Straffungsmaßnah- 
men (Auflösung von Bundesbahndirektioneh, Ämtern und Aus- 
besserunigs werken, Wegfall der Bahnsteigsperren, Beseitigung 
schienengleicher Übergänge usw.) viele für Schwerbehinderte 
geeignete Arbeitsplätze weggefallen. Aus diesem Grunde be- 
reitet es der Deutschen Bundesbahn erheblich größere Schwierig- 
keiten als früher, in ihrem Bereich Schwerbehinderte unterzu- 
bringen. Gleichwohl ist auch die Deutsche Bundesbahn bemüht, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten der Beschäitigungspflicht nach 
dem Schwerbehindertengesetz zu genügen. 


61. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß in der Gemeinde Hainstadt/Main entlang 
der die Gemeinde durchschneidenden Bahn- 
linie nur wenige Meter Schutzzäune vorhanden 
sind und zwei häufig — besonders von Kin- 
dern — benutzte Straßenübergänge nur durch 
Blinklichteranlagen geschützt sind? 
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62. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesreigerung bei der Deutschen 
Bundesbahn unverzüglidi darauf hinwirken, 
daß die in Frage 61 genannten Straßenüber- 
gänge durch Halbschranken gesichert werden, 
und die Bahntrasse ausreichend gegen das 
Überqueren, besonders durch spielende Kin- 
der, geschützt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. September 

Eine RechtspfMdit der Deutschen Bundesbahn, für die Einfriedi- 
gung der Bahnanlagen in dem von Ihnen erwähnten Strecken- 
abschnitt zu sorgen, besteht nicht. We Deutsche Bundesbahn hat 
bereits im Zusammenhang miit der Aufstellung des Flächennut- 
zungsplans darauf hingewiesen, daß bei einer Anlegung von 
neuen Straßen parallel zu der Bundesbahnstrecke im hier maß- 
gebliichen Bereich von seiten ider Gemeiinde Hainstadt Einfriedi- 
gung bzw. sonstige Schutzeinrichtungen errichtet werden müßten. 

Bei den Bahnübergängen handelt es sich nach Angaben der Deut- 
schen Bundesbahn um zwei Bahnübergänge im Zuge von Feld- 
wegen und nicht um öffentliche Wege im Sinne des Hessischen 
Straßengesetzes. Diese Bahnübergänge sind zur Zeit auf Grund 
von nach § 36 des Bundeisbahngesetzes festgestellten Plänen 
durch Blinklichtanlagen entsprechend den gesetzlichen Vorschrif- 
ten der Eiiisenbahn-Bau- und Betriebsordnung gesichert. Auf 
Grund der sich in diesem Gebiet ausdehnenden Bebauung und 
der sich daraus ergebenden verstärkten Benutzung der Bahn- 
übergäinge durch den öffentlichen Verkehr hat die Deutsche 
Bundesbahn mit der Giemeinde Hainstadt bereits Verhandlungen 
aufgenommen. Im Rahmen dieser Verhandlungen ist auch die 
künftige Sicherung der Biahnübergänge zu klären. Ein Eingreifen 
der Bundesregierung in diese Verhandlungen ist nicht möglich. 


63. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Zu welchem Zeitpunkt erwartet die Bundes- 
regierung die Unterzeichnung und das Inkraft- 
treten des paraphierten Luftverkehrsabkom- 
mens zwischen dem Sudan und der Bundes- 
republik Deutschland, um eine weitere Be- 
nachteiligung der Deutschen Lufthansa gegen 
Sudan- Airways zu vermeiden, die immer wie- 
der durch Einzelgenehmigungen zu erweitern- 
den Luftfrachtmöglichkeiten die Versorgung 
deutscher Entwicklungshilfeprojekte im Sudan 
erheblich verzögert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. September 

Von einer Benachteiligung der Deutschen Lufthansa gegenüber 
der Sudan Airways ist der Bundes regle ruing nichts bekannt. 
Vielmehr bestehen gute Luftverkehrsbeziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Demokratischen Republik 
des Sudans. In der erst im August 1976 in Bonn durchgeführten 
Luftverkehrskonsaiiltation wurde Einigkeit über einen neuen 
Fluglinienplan erzielt, der den beiderseitigen Gesellschaften 
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ausgewogene Möglichkeiten für die Gestaltung ihres Fluglinien- 
vierkehrs gibt. Lediglich die Frage der Einrichtung ednes Luft- 
hansa-Fra chtliniendienstes ist vorherigen Gesellschaftsverhand- 
lungen Vorbehalten worden, die gegenwärtig stattfinden. Die 
dabei getroffene Übereinkunft bedarf dann der Zustimmung der 
b eid ers eitigen Luf tfiahrtbehörden . 

Die bisher erforderlichen Einzelgenehmigungen für Frachtflüge 
hat die sudanesische Luftfahrtbehörde stets bereitwillig erteilt. 
Gelegentliche Schwierigkeiten bei der Durchführung solcher Son- 
derflüge haben ihre Ursache in Tredibstoffversorgungsproblemen 
auf dem Flughafen Khartoum. 


Im übrigen hat das noch ausstehende formelle Inkrafttreten des 
anläßlich der jüngsten Konsultation paraphierten Luftverkehrs- 
abkommens keinen negativen Einfluß auf die Ausgestaltiung des 
Luftverkehrs zwischen beiden Ländern, da in der Konsultation 
gleichzeitig vereinbart worden ist, das Abkommen bereits jetzt 
so anzuwenden, als ob es in Kraft wäre. 


64. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, eine 
Erleichterung für den Transfer finanziieller 
Mittel der Deutschen Lufthansa im Sudan 
herbeizuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6, September 

Die Bundesregierung unterstützt — wie auch in anderen Fällen 
im afrikanischen Raum — die Bemühungen der Lufthansa, ihre 
im Sudan auf gelaufenen Einnahmen zu transferieren. Nach den 
bisherigen Erfahrungen bestehen jedoch im Hinblick auf die 
Devisenlage im Sudan kaum Aussichten, Erleichterungen zu er- 
reichen. Das Proiblem soll demnächst im Rahmen anderweitiger 
deutsch-sudanesischer Verhandlungen erneut zur Sprache ge- 
bracht werden. 


65. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund ist das Fernsprechnetz 
des Stadtteils Hüttenfeld der Stadt Lampert- 
heim nicht an das Ortsnetz der Stadt Lampert- 
heim angeschlossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 13. September 

Der Ortsteil Hüttenfeld ist von der Stadtmitte Lampertheim etwa 
neun Kilometer entfernt und hat ein eigenes Fernsprechortsnetz. 
Dies entspricht der Einteilung des öffentlichen Fernsprechnetzes 
in Bereiche, die durch einen Fünf-Kilometer^Kreis um die jewei- 
lige Vermittlungsstelle begrenzt werden. 

Das Problem der Zugehörigkeit einzelner Stadt- bzw. Ortsteile 
zu verschiedenen Fernsprechortsnetzen und damit zu verschie- 
denen Ortsgebührenbereichen stellt sich für viele Stadt- und 
Landgemeinden. Da die Leitungen des Fernsprechnietzes in der 
Erde fest verlegt unid auf bestimmte Zentralpunkte, die Vermitt- 
lungsstellen, ausgerichtet sind, lassen sich die Ortsnetze nicht 
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ohne weiteres an die neu entstandenen Gemeindegebiete anpas- 
sen. Wallte man das bestehende Kabelnetz allgemein umstruk- 
turieren, so wären Investitionsanstrengoingen in Höhe von meh- 
reren Milliarden DM nötig, die sich zwangsläufig auch in der 
Höhe der Fernsprechgebühren niederschlagen müßten. Das öffent- 
liche Fernsprechnetz wird zwar entsprechend der fortschreiten- 
den Besiedlung weiter ausgebaut, wobei neben den technischen 
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten auch die örtliche Entwick- 
lung des betreffenden Gebietes berücksichtigt wird, aber es kann 
in seiner Struktur und Gliederung ohne enormen Kostenauf- 
wand nicht beliebig geändert werden. 

Wegen der Schwierigkeiten, die den Veränderungen der Orts- 
netzgrenzen entgegenstehen, hat der Verwaltungsrat der Deut- 
schen Bundespost die Einführung des Nahverkehrstarifs beschlos- 
sen. Dieser Tarif sieht für jedes Femsprechortsnetz einen Nah- 
verkehrsbereich vor, welcher sich auf die unmittelbar angren- 
zenden und alle im Umkreis von 20 Kilometern liegenden Orts- 
netze erstreckt. Im Falle Lampertheim-Hüttenfeld werden 20 Orts- 
netze zur niedrigsten Gesprächsgebühr erreicht werden können. 
Während die Teilnehmer des Ortsnetzes Lampertheim-Hütten- 
feld zur Zeit 434 Anschlüsse zur niedrigsten Gesprächsgebühr 
erreichen, werden es nach der Einführung des Nahdienstes weit 
mehr als 240 000 Anschlüsse iseln. 

Der Zeitpunkt der Umstellung der Ortsnetze im Bereich Lampert- 
heim auf den Nahdlenst ist noch nicht bekannt. Gegen Ende 1977 
wird der Nahbereichs- Versuchsbetrieb in sechs Knoten Vermitt- 
lungsstellenbereichen abgeschlossen sein. Die Einführungs-Rei- 
henfolge wird nach technischen, wirtschaftlichen und raumord- 
nerischen Kriterien festgelegt. 


66. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Ist sichergestellt, daß entsprechend dem Be- 
schluß des Deutschen Bundestages mit dem 
einbahnigen Ausbau der Strecke Biebelried — 
Gollhofen auf der Bundesautobahn Würz- 
burg — Ulm im Jahr 1977 begonnen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. September 

Ja! 

Die Bundesregierung beabsichtigt, im Jahr 1977 die ersten Haus- 
haltsbeträge für Grunderwerb und Bau bereitzustellen. Voraus- 
setzung zum Baubeginn ist jedoch auch der Abschluß der von der 
Auftragsverwaltung des Landes Bayern durchzuführenden Pla- 
nungsverf ähren. 


67. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wer hat die Kosten dafür getragen, daß Bau- 
trupps der Deutschen Bundesbahn auf der 
durch DDR-Gebiet führenden Eisenbahnstrecke 
von Hönebach nach Obersuhl (Landkreis Hers- 
feld/Rotenburg) umfangreiche Reparatur arbei- 
ten durchführen mußten, weil durch DDR- 
Grenztruppen bei Arbeiten an den Grenzsperr- 
anlagen die Kabelleitungen entlang der Bahn- 
strecke beschädigt wurden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. September 

Die Schäden sind noch nicht reguliert. Maßgebend hierfür sind 
die Bestimmungen des Übereinkommens zwischen der Deutschen 
Bundesbahn, vertreten durch die Hauptverwaltiung, und dem 
Ministerium für Verkehrswesen der Deutschen Demokratischen 
Republik über den Bisenbahngrenz verkehr (Eisenbabngrenzüber- 
einkommen) vom 25. September 1972. 


68. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei der Fachhochschule der 

Dr. Dollinger Deutschen Bundespost in Dieburg jetzt ein 

(CDU/CSU) Numerus-clausus derart eingeführt wurde, daß 

die bisherige Semesteraufnahmekapazität von 
210 Studenten ab Wintersemester 1976/1977 
um auf 140 Studienanfänger reduziert wur- 
de, und wenn ja, wieviel Anträge wurden 
daraufhin negativ beschieden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 16. September 

Für das Wintersemester 1976/1977 mußte die Studienkapazität 
der Fachhochschule der Deutschen Bundespost in Dieburg für die 
Aufnähme von Studienanfängern auf 140 Studienplätze be- 
schränkt werden. Eine Entscheidung über die Reduzierung des 
Studienplatzangebotes der Fachhochschule Dieburg auf längere 
Sicht ist damit ausdrücklich nicht getroffen worden. 

Der Fachhochschule liegen rund 400 die Zulassungsvoraussetzun- 
gen erfüllende Bewerbungen für die Einschreibung zum Winter- 
semester 1976/1977 vor. 


69. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt der Bundespost- 
minister zu treffen, um einerseits die erst im 
Jahr 1968 errichtete \md inzwischen sich als 
hochqualifizierte Fachhochschule der Nach- 
richtentechnik erwiesene Ausbildungsstätte 
sinnvoll zu nutzen und damit einen notwen- 
digen Beitrag zur Bewältigung des Studenten- 
berges der kommenden Jahre zu leisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jung 
vom 16. September 

Die Deutsche Bundespost hat ihre Fachhochschule in Dieburg im 
Jahr 1968 mit dem Ziel errichtet, qualifizierte Ingenieure des 
Fachbereichs Nachrichtentechnik als Nachwuchskräfte für die 
Laufbahn des gehobenen fernmeldetechnischen Dienstes der 
Deutschen Bundespost zu gewinnen. 

Die damals vorhandene Kapazität der staatlichen Ingenieur- 
schulen und der Arbeitsmarkt ließen für eine absehbare Zukunft 
nicht erwarten, daß die Deutsche Bundespost ohne eine solche 
Maßnahme ihren prognostizierten Bedarf an Ingenieuren der 
Nachrichtentechnik würde decken können. 
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Die gesamtwirtsdiafüidie Entwicklung und eine veränderte Situ- 
ation auf dem Arbeitsmarkt führten m einem Rückgang des 
Personalbedarfis. 

Die Überlegungen, längerfristig auch die Studienplatzkapazität 
der Fachhochschulen der Deutschen Bundespost dem Bedarf an- 
zupassen, sind wegen der weitreichenden Konsequenzen noch 
nicht abgeschlossen. 

Ohne einer Entscheidung vorzugreifen, kann jedoch schon heute 
gesagt werden, daß eine Reduzierung der Studienplatzkapazität 
an der Fachhochschule Dieburg bildungspolitisch keine negativen 
Folgen hätte. Im Fach Nachrichtentechnik an den Fachhochschu- 
len übersteigt — inshesondere auch im Raoim Frankfurt am 
Main — das Angebot an Studienplätzen die Nachfrage. 

über eine sinnvolle Nutzung möglicherweise frei wendender 
Kapazitäten an der Fachhochschule Dieburg wurden bereits Ver- 
handlungen auf genommen. Darüber hinaus werden die freien 
Kapazitäten unter Verzicht auf Neubauten oder Anmietungen 
für Fortbildungsmaßnahmen der Deutschen Bundespost wirt- 
schaftlich sinnvoll genutzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


70. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Initiative 
mit dem Ziel zu ergreifen, die Bestimmungen 
über den Bezug von Wohngeld so zu gestalten, 
daß die Berechtigung zum Bezug von Wohn- 
geld auch dann in gleicher Höhe erhalten 
bleibt, wenn in den berechtigten Haushalt ein 
Mitglied außerhalb des Wohnorts seiner Wehr- 
pflicht genügt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 10, September 

Gewährung und Höhe des Wohngelds sind u. a. von der Zahl 
der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder abhängig. Zum 
Haushalt rechnen auch Familienmitglieder, die vorübergehend 
abwesend sind (§ 4 Abs. 2 Satz 2 des Zweiten Wohngeldgesetzes 
— 2. WoGG). Angehörige der Bundeswehr sind in der Regel als 
vorübergehend abwesend anzusehen, wenn sie 

a) ihrer Wehrpflicht genügen, 

b) sich als Soldaten auf Zeit für eine Dauer bis zu zwei Jahren 
zum Wehrdienst verpflichtet haben. 

(Nummer 4.7 Satz 1 der Allgemeinen VerwaltungsvoTschrift zum 
2. WoGG — WoGVwv — in der Fassung vom 2. Januar 1974i 
Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 6 vom 10. Januar 1974). 

Auch wenn allso ein Familienmitglied außerhalb des Wohnorts 
der wohngeldbeziehenden Familie seiner Wehrpflicht genügt, 
bleibt dem Familienhaushalt in der Regel die Berechtigung zum 
Bezug von Wohngeld in gleicher Höhe wie bisher erhalten. Die 
Ableistung der Wehrpflicht ist somit ohne Einfluß auf den 
Wohngeldbezug des Famitienhaushalts, falls nicht besondere 
Umstände vorliegen, die eine andere Beurteilung rechtfertigen. 
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Liegt ein solcher Ausnahmefall vor — der Wehrpflichtige hat 
z. B. geheiratet oder durch andere Umstände die Bindung an den 
Familienhaushalt verloren (vgl. auch Nummer 4.5 Abs. 2 Buch- 
staben a und b WoGVvrv) — so besteht keine soziale Notwen- 
digkeit, dem Familienhausihalt über den laufenden Bewltligungs- 
zeitraum hinaus die Berechtigung zum Bezug von Wohngeld in 
der bisiherigen Höhe zu erhalten. Der Wehrpflichtige gehört dann 
schon während des Militärdienstes nicht mehr zum Familien- 
haushalt. Gewährung und Höhe des Wohngelds müssen sich in 
diesem Fall allein nach der Zahl und den Verhältnisisen der noch 
im Familienhaushalt verbliebenen Familienmitglieder richten. 

Die Bundesregierung hält es sachlich nicht für gerechtfertigt, an 
dieser bewährten Systematik des Wohngeldrechts etwas zu 
ändern, und wird deshalb keine Initiative zu einer Umgestaltung 
der entsprechenden Wohngeldvorschriften ergreifen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


71. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Bundesminister Bahr behaup- 
tet hat, daß die Scharfschützen, die den Schieß- 
befehl der Ost-Berliner Regierung aiisführen, 
genau so einzustufen sind wie diejenigen, die 
als freie Bürger gegen die Mauer protestieren, 
nämlich als „Scharfmacher", und wie beurteilt 
die Bundesregierung gegebenenfalls diese 
Äußerung? 


Antwort des Bundesministers Franke 
vom 7. September 


Mir ist keine Äußerung von Bundesminiister Bahr bekannt, in 
welcher „Scharfschützen, die den Schießbefehl der Oist-Berliner 
Regierung ausiführen" genau so einigestuft werden wie „diejeni- 
gen, die als freie Bürger gegen die Mauer protestieren", nämlich 
als „Scharfmacher". 


72. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat es die Bundesregie- 
rung unterlassen, Besucher aus der DDR in 
ihren Informationsschriften, insbesondere in 
den mit dem Bild des Bundesministers Franke 
gezierten „Auskünften A bis Z" darauf hinzu- 
weisen, welche menschenrechtlichen und ande- 
ren Schutzmöglichkeiten gegen Maßnahmen 
der DDR-iBehörden bestehen, insbesondere seit 
dem Beitritt der DDR und der Bundesrepublik 
Deutschland zum Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte und der Aufnahme amtlicher 
Beziehungen zu Os t-<B erlin? 
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Antwort des Bundesministers Franke 
vom 7. September 


Die Broschüre „Auskünfte zum Stand der innerdeutschen Bezie- 
hungen" bietet eine aktuelle Information über den Stand und 
die Ergebnisse der Vertragspolitik der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit der DDR. Ihr Zweck ist nicht, die Besucher aus der DDR 
Über die Situation im anderen deutschen Staat zu informieren. 

Darüber hinaus wird jedem, der das wünscht, in der Bundes- 
republik Deutschland jede mögliche Beratung zuteil. 


73. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung den geän- 
Frau derten Text der Antragsformulare auf Einreise 

Berger in die DDR für West-Berliner? 

(Berlin) 

. (CDU/CSU) 


74. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die DDR-Behörden zu veranlas- 
sen, jegliche Sonderbehandlung von Berlinern 
aufzugeben? 


Antwort des Bundesministers Franke 
vom 14. September 


Seit dem 1. Juli 1976 geben die Vertreter der DDR in den West- 
berliner Büros für Besuchs- und Reiseaogelegenheiten neuge- 
staltete „Anträge auf Einreisen in die DDR" aus. 

In den neuen Anträgen ist die Spalte „Staats>angehörigkeit" 
nicht mehr enthalten. Dies berührt weder lin tatsächlicher Hin- 
sicht die Reisen von Westberlinern nach Ost-^Berlin und in die 
DDR, noch in rechtlicher Hinsicht den 'der Regierung der DDR 
bekannten Standpunkt der Bundesregierung und des Senats von 
Berlin zur Staatsangehörigkeit der Westberliner. Die Bundes- 
regierupg hat daher keine Veranlassung, bei der Regierung der 
DDR darauf hinzuwirken, daß WestbeHliner in den DDR- Antrags- 
formularen auch weiterhin ihre Staatsangehörigkeit angeben 
können. 

Ferner enthält das neue Antragsformular in der Spalte „Wohn- 
anschrift" den Eindruck: „Berlin (West)". Auch durch diesen 
Aufdruck wird weder der Reiseverkehr behindert noch die recht- 
liche Position von Berlin (West) oder der Westberliner in irgend- 
einer Weise tangiert. Die Bundesregierung sieht infolgedessen 
in dieser Hinsicht keinen Anlaß, bei der Regierung der DDR 
vorstellig zu werden. 

Eine Sonderbehandlung der Westberliner im Vergleich zu West- 
deutschen bei Reisen in die DDR ergibt sich nicht aus den seit 
dem 1. Juli 1976 geänderten Antragsformularen der DDR, sondern 
aus den unterschiedlichen Rechtsgrundlagen für die Reisen von 
Westberlinem und Westdeutschen in die DDR. 
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Reisen von Westberlinern in die DDR sind auf Grund des Vier- 
Mächte- Abkommens und der „Vereinbarung zwischen dem Senat 
und der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik über 
Erleichterungen und Verbesserungen des Reise- und Besucher- 
verkehrs" möglich. 

Rechtsgrundlagen für die Reisen von Westdeutschen in die DDR 
— die seit dem Bestehen der beiden deutschen Staaten immer 
möglich waren — sind die im Zusammenhang mit dem Inkraft- 
treten des Verkehrsvertrags und des Grundvertrags erlassenen 
DDR- Anordnungen vom 17. Oktober 1972 und 14. Juni 1973. 


75. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesminister für wirt- 
Dr. Zimmermann schaftliche Zusammenarbeit am 23. August 
(CDU/CSU) 1976 behauptet hat, die DDR halte sidi „exakt 

im Rahmen der bestehenden Systeme und 
Verabredungen", und wenn ja, wie ist diese 
Behauptung mit den von Seiten der Schutz- 
mächte festgestellten Verstößen gegen das 
Vier-Mächte-Abkommen zu vereinbaren? 

Antwort des Bundesministers Franke 
vom 7. September 

Der Bundesmiinister für wirtschaftliche Zusammenarbeit hat am 
28. August 1976 im Deutschen Fernsehen unter Bezugnahme auf 
die 29. Sitzung der Transitkommission vom 18. August 1976 er- 
klärt: „Ich muß Ihnen sagen, daß ich ein bißchen gespannt ge- 
wesen bin, wie die DDR reagieren würde beim Zusiammentritt 
der entsprechenden Transitkommission; und ich muß sagen, die 
Art, in der die DDR dies bisher iin der Transitkommission ge- 
handhabt hat, zeigt, daß sie sich exakt im Rahmen der bestehen- 
den Systeme und Vereinbarungen hält." 

Der Bundesmiinister für wirtschaftliche Zusammenarbeit bezog 
sich hierbei auf die Argumentation der DDR, nach ihrer — der 
Auffassung der DDR — Auffassung habe der hinreichende Ver- 
dacht im Sinne des Artikels 16 Abs. 2 des Transitabkommens 
bestanden, daß die Teilnehmer an der Sternfahrt die Transit- 
strecken miißbrauchen würden. Unbeschadet der Tatsache, daß 
die Bundesregierung die für diesen Verdacht angeführten Be- 
weise als nicht stichhaltig erachtet, hält sich jedoch die Argu- 
mentation der DDR in der Transitkommission im Rahmen der 
bestehenden Vereinbarungen. 


Geschätfsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


76. Abgeordneter 
Spranger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung dem 
kommunistischen Laos eine Kapitalhilfe von 
10 Millionen DM gewährt hat, womit Laos 
u. a. Traktoren aus der Sowjetunion bezahlt, 
und wie rechtfertigt die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — Entwicklungshilfe für 
einen kommunistischen Staat, die in diesem 
Fall zusätzlich noch eine mittelbare Subven- 
tion für die sowjetische Wirtschaft darstellt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 0. September 


Der in der Frage zugrunde gelegte Sachverhalt trifft nicht zu. 
Die Bundesregierung hat der Regierung des Königreichs Laos im 
Jahr 1974 einen Warenhilfekredit in Höhe von 9,4 Millionen DM 
zugesagt. Im Einklang mit der entwicklungspolitischen Konzep- 
tion der Bundesregierung wurde der Kredit ungebunden ver- 
geben. Die laotische Regierung hat den Kredit bisher nicht in 
Anspruch genommen, über Pläne, den Kredit zur Finanzierung 
von Lieferungen aus der Sowjetunion zu verwenden, ist der 
Bundesregierung nichts bekannt. 


77. Abgeordneter 

Zoglmann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daxß das Millionenprojekt eines 
Luftschiffbaus für Entwicklungsländer im Eil- 
tempo unter anderem mit aufwendigen Erpro- 
bungen in Ghana auf Kosten der deutschen 
Steuerzahler vorangetrieben wird, obwohl 
noch nicht einmal die grundsätzlichen Über- 
legungen zum Abschluß gebracht v/erden 
konnten, so daß sich der Bundesrechnungshof 
bereits zur Einschaltung veranlaßt sah? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 9. September 


Der in der Frage unterstellte Sachverhalt trifft nicht zu. Die Bun- 
desregierung hat im Gegenteil sorgfältige WiirtschaftMchkeits- 
berechnungen über den möglichen Einsatz von Luftschiffen in 
Entwicklungsländern eingeleitet. Die praktische Erprobung eines 
Luftschiffes in den beiden westafrikanischen Ländern war Teil 
dieser Untersuchungen. Die Ergebnisse der Testflüge werden 
gegenwärtig ausgewertet. 

Zv/ischen der Erprobung des Luftschiffes und der Prüfungstätig- 
keit des Bundesrechnungshofes besteht kein unmittelbarer Zu- 
sammenhang. 

Nach dem GmbH-Gesetz und der Satzung der Deutschen Gesell- 
schaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH sind der 
Aufsichtsrat und seine Mitglieder am Entscheidungen über Ein- 
zelprojekte und deren Durchführung nicht beteiligt. Befürchtun- 
gen der in der Frage angedeuteten Art — wobei unterstellt wird, 
daß nicht der Entschädigungs- sondern der Entscheidungsprozeß 
gemeint ist — sind deshalb unbegründet. 


Bonn, den 22. September 1976 



